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A. Einleitung

Obwohl Zwangsarbeit seit fast einem Jahrhundert verboten ist, befinden sich immer noch
circa 27,6 Millionen Menschen in Zwangsarbeit.1 Aufgrund der COVID-19-Pandemie, der
Klimakrise und bewaffneter Konflikte, wie zuletzt des russischen Angriffskriegs auf die
Ukraine, ist die Zahl der Zwangsarbeiter in den letzten Jahren sogar gestiegen.2 Dieser glo-
bale Missstand hat die Europäische Kommission veranlasst, einen Vorschlag für eine Ver-
ordnung über ein Verbot von in Zwangsarbeit hergestellten Produkten auf dem Unions-
markt (ZAVO) vorzulegen. Das übergeordnete Ziel ist nicht nur Zwangsarbeitsprodukte
von dem Unionsmarkt zu verbannen, sondern einen Anreiz zu schaffen, Zwangsarbeit auf
der ganzen Welt abzuschaffen.3 Dabei ist die Europäische Union (EU), in der im Jahr 2012
880.000 Menschen Zwangsarbeit leisteten, selbst betroffen.4 Denn Zwangsarbeit ist nicht
nur ein Problem von Entwicklungsländern, sondern betrifft jedes Land der Welt. Daher ist
auch ein transnationales Tätigwerden vonnöten. Die EU bietet dafür den passenden Rah-
men.

Ob der Kommission ein effektives Instrument zur Bekämpfung von Zwangsarbeit
gelungen ist, ist Gegenstand dieser Arbeit. Hierzu wird zunächst der Hintergrund erläutert
(B) und eine völkerrechtliche Einbettung vorgenommen (C). Im Anschluss erfolgt eine
inhaltliche Erläuterung und Einordnung in das EU-Außenwirtschaftsrecht (D). Danach
wird die Übereinstimmung mit dem WTO-Recht analysiert (E). Es folgen Kritikpunkte
und Änderungsvorschläge (F) sowie ein Fazit (G).

B. Hintergrund

Bevor die ZAVO rechtlich eingebettet werden kann, muss ihr Hintergrund erläutert wer-
den. Dazu wird Bezug auf Zwangsarbeit im Allgemeinen (I), etwaige Vorlagen (II) sowie die
Entstehungsgeschichte (III) genommen.

I. Zwangsarbeit

Zwangsarbeit wird in Art. 2 Nr. 1 ILO-Übereinkommen über Zwangs- oder Pflichtarbeit,
Nr. 29 (ILO-Übereinkommen Nr. 29)5 als „jede Art von Arbeit oder Dienstleistung, die

1 ILO/Walk Free/IOM, 2, erhältlich im Internet unter: <https://researchrepository.ilo.org/esploro/out-
puts/report/995219569902676> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

2 EWSA, Stellungnahme – Verbot von in Zwangsarbeit hergestellten Produkten, REX/565, Rn. 2.5; ILO,
Global call to action, 6, erhältlich im Internet unter: <https://www.ilo.org/digitalguides/en-gb/story/glo-
balcall#better-normal> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

3 Erwägungsgrund (12) ZAVO.
4 Aktuellere Zahlen sind regional nicht verfügbar, ILO, Global Estimate of Forced Labour 2012, Regional

Factsheet, European Union, erhältlich im Internet unter: <https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/-
--europe/---ro-geneva/---ilo-brussels/documents/genericdocument/wcms_184975.pdf> (zuletzt abgeru-
fen am 28. April 2023).

5 ILO-Übereinkommen Nr. 29 über Zwangs- oder Pflichtarbeit, einschließlich Kinderzwangsarbeit, 1930,
erhältlich im Internet unter: <https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---normes/docu-
ments/ normativeinstrument/wcms_c029_de.htm> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).
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von einer Person unter Androhung irgendeiner Strafe verlangt wird und für die sie sich
nicht freiwillig zur Verfügung gestellt hat“ definiert. Art. 2 Nr. 2 ILO-Übereinkommen
Nr. 29 enthält Ausnahmen dieser Zwangsarbeitsdefinition, bspw. für „übliche Bürgerpflich-
ten“. Daher ist der Schutzbereich sehr begrenzt.6 Erweitert wurde der Schutzbereich durch
das ILO-Übereinkommen über die Abschaffung der Zwangsarbeit, 1957 (ILO-Überein-
kommen Nr. 105) bezüglich staatlich auferlegter Zwangsarbeit.7 Die ZAVO verweist in
Art. 2 lit. a) und b) auf diese Übereinkommen einschließlich der genannten Ausnahmen.

Schätzungen zufolge befinden sich aktuell etwa 27,6 Millionen Menschen in Zwangsar-
beit, 3,3 Millionen der Betroffenen sind Kinder.8 Aufgrund des kriminellen Umfelds, in
dem Zwangsarbeit stattfindet, ist es schwierig, eindeutige und aktuelle Zahlen zu erheben.9
Daher ist von einer sehr hohen Dunkelziffer auszugehen.10

Sektoral ist Zwangsarbeit im Privatsektor am häufigsten (86 %), vom Staat auferlegte
Zwangsarbeit macht nur 14 % der Zwangsarbeit weltweit aus.11 Am meisten betroffen sind
die Sektoren Agrarwirtschaft (außer Fischerei), Verarbeitung, Baugewerbe, Hausarbeit und
Dienstleistung.12 Zwangsarbeit ist also im primären, sekundären und tertiären Wirtschafts-
sektor13 zu finden.

II. Vorlagen

Als Vorlagen für die ZAVO könnten bestehende Regelungen anderer Staaten gedient haben.
Überblicksweise werden hier zwei dieser Regelungen erläutert.

1. USA

Als Vorlage für die ZAVO könnte die US-amerikanische Section 307 of the Tariff Act of
1930/19 U.S.C. § 1307 gedient haben.14 Danach ist der Import von Zwangsarbeitspro-
dukten untersagt. Nach Section 307 leitet die Customs and Border Protection eine Untersu-
chung ein, wenn sie einen Hinweis auf die Verwendung von Zwangsarbeit erhält. Besteht
danach eine begründete Chance, dass Zwangsarbeit verwendet wurde, so wird eine withhold

6 Allain, 212; Blüthner, 172; Heintze in: Epping/von Heinegg (Hrsg.), VR, § 32 Rn. 34.
7 ILO-Übereinkommen über die Abschaffung der Zwangsarbeit Nr. 105, 1957, erhältlich im Internet

unter: <https://www.ilo.org/dyn/normlex/en/f?p=1000:12100: 0::NO::P12100_ILO_CODE:C105>
(zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

8 ILO/Walk Free/IOM, 2, erhältlich im Internet unter: <https://researchrepository.ilo.org/esploro/out-
puts/report/995219569902676> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

9 Europäische Kommission, Commission Staff Working Document, Prohibiting products made with
forced labour on the Union market v. 16. Dezember 2022, SWD(2022) 439 final, 5, erhältlich im Inter-
net unter: <https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=CELEX:52022SC0439>
 (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

10 ILO/Walk Free/IOM, 3 ff., erhältlich im Internet unter: <https://researchrepository.ilo.org/esploro/out-
puts/report/995219569902676> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

11 ibid., 3.
12 ibid.
13 Zu den drei Wirtschaftssektoren: Ehmer, Wirtschaftsstruktur und Leistungsbilanz, 284; Fisher, Economic

Record 15 (1939), 24.
14 USA, Tariff Act of 1930/19 U.S.C. § 1307, erhältlich im Internet unter: <https://www.govinfo.gov/con-

tent/pkg/USCODE-2011-title19/html/USCODE2011-title19-chap4-subtitleII-partI-sec1307.htm>
(zuletzt abgerufen am 28. April 2023).
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release order erlassen und die Waren werden zurückgehalten, bis durch das Unternehmen
nachgewiesen wurde, dass keine Zwangsarbeit genutzt wurde.15

Daneben ist im Juni 2022 der Uyghur Forced Labor Prevention Act (UFLPA) in Kraft
getreten.16 Der UFLPA enthält eine widerlegbare Vermutung, dass Produkte, die in dem
Uigurischen Autonomen Gebiet Xinjiang (XUAR) hergestellt werden, Zwangsarbeitspro-
dukte sind. Dies wird durch eine Entitätenliste umgesetzt. Bei den aufgezählten Entitäten
wird vermutet, dass sie Zwangsarbeiter aus dem XUAR einsetzen.17 Gemäß Section 307 ist
der Import dieser Produkte verboten.

Eine solche Vermutung kann widerlegt werden, indem das Unternehmen nachweist,
dass die Produkte nicht in Zwangsarbeit hergestellt wurden.18 Da jedoch die Anforde-
rungen an den Gegenbeweis sehr hoch sind und die chinesische Regierung Informationen
über Fabriken zurückhält, ist die Vermutung de facto nicht widerlegbar.19

Da der UFLPA bereits in Kraft ist, kann die EU aus den US-amerikanischen Erfah-
rungen Rückschlüsse für die Durchsetzung der ZAVO ziehen.20

2. Kanada

Auch Kanada wird bezüglich Zwangsarbeit regulatorisch tätig.21 Der kanadische Bill S-211
befindet sich seit November 2021 im Gesetzgebungsverfahren und ist momentan beim

15 USA, Customs and Border Protection, Enforcement of 19 U.S.C. § 1307, erhältlich im Internet unter:
<https://www.cbp.gov/sites/default/files/assets/documents/2022-Jan/
Slicksheet_Forced%20Labor_How%20does%20CBP%20enforce%20508%20Compliant_0.pdf>
(zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

16 USA, Customs and Border Protection, Uyghur Forced Labor Prevention Act, Public Law 117–78,
erhältlich im Internet unter: <https://www.cbp.gov/trade/forced-labor/UFLPA#:~:text=The%20Act%20
requires%20CBP%20to,in%20part%20by%20forced%20labor.> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

17 USA, Homeland Security, Strategy to Prevent the Importation of Goods Mined, Produced, or Manufac-
tured with Forced Labor in the People’s Republic of China v. 17. Juni 2022, erhältlich im Internet unter:
<https://www.dhs.gov/sites/default/files/2022-06/22_0617_fletf_uflpa-strategy.pdf> (zuletzt abgerufen
am 28. April 2023); USA, Homeland Security, Entity List, erhältlich im Internet unter: <https://
www.dhs.gov/uflpa-entity-list> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

18 Das Unternehmen muss dazu “clear and convincing evidence” bereitstellen. USA, Customs and Border
Protection, Uyghur Forced Labor Prevention Act, erhältlich im Internet unter: <https://www.cbp.gov/
trade/forced-labor/
UFLPA#:~:text=The%20Act%20requires%20CBP%20to,in%20part%20by%20forced%20labor.>
(zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

19 Human Rights Watch, China: US Law Against Uyghur Forced Labor Takes Effect, erhältlich im Internet
unter: <https://www.hrw.org/news/2022/06/20/china-us-law-against-uyghur-forced-labor-takes-effect>
(zuletzt abgerufen am 28. April 2023); Pfeil/Bauer, Neue US-Importverbote für Produkte aus China,
erhältlich im Internet unter: <https://www.dentons.com/de/insights/articles/2023/march/13/the-uyg
hur-forced-labor-prevention-act-implications-for-german-companies> (zuletzt abgerufen am 28. April
2023).

20 Die Customs and Border Protection stellt bspw. Statistiken bereit, wie viele Lieferungen gestoppt wurden,
welche Industrien besonders betroffen sind, und wie hoch der Lieferwert je nach Herkunftsland war.
USA, Customs and Border Protection, UFLPA Statistics, erhältlich im Internet unter: <https://
www.cbp.gov/newsroom/stats/trade/uyghur-forced-labor-prevention-act-statistics> (zuletzt abgerufen
am 28. April 2023).

21 Canada, Bill S-211, erhältlich im Internet unter: <https://www.parl.ca/DocumentViewer/en/44-1/bill/S-
211/third-reading> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).



10

House of Commons in der letzten Stufe der Gesetzgebung.22 Bill S-211 enthält einen Bericht-
erstattungsmechanismus und ergänzt das Einfuhrverbot des Customs Tariff um Produkte,
die in Zwangs- oder Kinderarbeit hergestellt oder verarbeitet wurden.23

Insbesondere in Bezug auf Kinderarbeit kann sich die EU an Kanadas Bill S-211 orien-
tieren, da diese bisher nicht von der ZAVO umfasst ist.

III. Entstehungsgeschichte der ZAVO

Aus dem Europäischen Parlament wurde erstmalig 2013 der Wunsch laut, einen wirksamen
Rückverfolgungsmechanismus für in Zwangsarbeit hergestellte Produkte zu entwickeln.24

Im Jahr 2016 bat das EU-Parlament die Europäische Kommission (Kommission), einen
Legislativvorschlag für ein Einfuhrverbot von in Zwangsarbeit hergestellten Waren zu erlas-
sen.25 2020 forderte das EU-Parlament die Kommission erneut auf, ein Einfuhrverbot für
Produkte, die mit schweren Menschenrechtsverletzungen wie Zwangs- oder Kinderarbeit in
Zusammenhang stehen, vorzuschlagen.26 In den darauffolgenden Jahren verabschiedete das
EU-Parlament Entschließungen zur Zwangsarbeitssituation der Uiguren in XUAR und zur
Zwangsarbeitssituation in der Linglong Fabrik in Serbien.27 Die Kommission und der
Europäische Auswärtige Dienst erließen Leitlinien, die EU-Unternehmen bei Maßnahmen
zur Bekämpfung von Zwangsarbeit in ihrer Lieferkette unterstützen sollten.28 Im Mai 2022
stimmte der Ausschuss des Europäischen Parlaments für internationalen Handel dafür, eine
Entschließung des EU-Parlaments zu erlassen, die ein neues Handelsinstrument zum Ver-
bot von Zwangsarbeitsprodukten vorsieht.29 Das EU-Parlament nahm diese im Juni 2022
an.30 Diese Entschließung stellt die Grundlage für die ZAVO dar.

22 ibid.
23 ibid.
24 Europäisches Parlament, Entschließungsantrag eingereicht im Anschluss an die Anfrage zur mündlichen

Beantwortung B7-0000/2013, F 4, erhältlich im Internet unter: <https://www.europarl.europa.eu/meet-
docs/2009_2014/documents/inta/re/ 1001/1001885/1001885de.pdf> (zuletzt abgerufen am 28. April
2023).

25 Europäisches Parlament, Entschließung v. 05. Juli 2016 zu einer auf die Zukunft ausgerichteten innova-
tiven Strategie für Handel und Investitionen, Rn. T 28, erhältlich im Internet unter: <https://www.euro-
parl.europa.eu/doceo/document/TA-8-2016-0299_DE.html> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

26 Europäisches Parlament, Entschließung v. 26. November 2020 zur Überprüfung der Handelspolitik der
EU, Rn. E 19, erhältlich im Internet unter: <https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-
2020-0337_DE.html> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

27 Europäisches Parlament, Entschließung v. 17. Dezember 2020 zu Zwangsarbeit und der Lage der Uiguren
im Uigurischen Autonomen Gebiet Xinjiang, erhältlich im Internet unter: <https://www.europarl.eur-
opa.eu/doceo/document/TA-9-2020-0375_DE.html> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023); Entschlie-
ßung v. 16. Dezember 2021 zu Zwangsarbeit in der Fabrik von Linglong und Umweltprotesten in
Serbien, erhältlich im Internet unter: <https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2021-
0511_DE.html> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

28 Europäische Kommission/Europäischer Auswärtiger Dienst, Leitlinien für die Sorgfaltspflichten von EU-
Unternehmen, mit denen das Risiko von Zwangsarbeit im Zusammenhang mit ihren Tätigkeiten und
Lieferketten angegangen werden soll (seit Beginn der Arbeit nicht einsehbar, Auskunftsanfrage bei Publi-
cations Office der EU ohne Erfolg).

29 Europäische Kommission, Commission Staff Working Document, Prohibiting products made with
forced labour on the Union market v. 16. Dezember 2022, SWD(2022) 439 final, 3, erhältlich im Inter-
net unter: <https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=CELEX:52022SC0439>
(zuletzt abgerufen am 28. April 2023).
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C. Völkerrechtliche Einbettung

Die ZAVO beruht auf völkerrechtlichen Standards und Abkommen. Als Völkerrechtssub-
jekt ist die EU an das allgemeine Völkerrecht gebunden.31 Nachfolgend soll daher die
Geschichte und die rechtliche Qualität des Zwangsarbeitsverbots sowie der Einfluss interna-
tionaler Organisationen gezeigt werden.

I. Geschichte des Zwangsarbeitsverbots

Die Bekämpfung der Zwangsarbeit findet ihre Anfänge in dem Verbot des Sklavenhandels.
Bereits bei der Zentralafrika Konferenz 1885 wurde festgestellt, dass Sklavenhandel mit den
Prinzipien des Völkerrechts unvereinbar ist.32 Seine rechtliche Ausgestaltung fand das Skla-
vereiverbot in dem vom Völkerverbund 1926 verabschiedeten Übereinkommen über die
Sklaverei.33 Arbeitsrechtlich wurde das Sklavereiverbot in dem ILO-Übereinkommen
Nr. 29 umgesetzt.34 Einen weiteren Aufschwung erfuhren Arbeitnehmerrechte in Art. 23
und 24 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, 1948.35 Danach steht jedem das
Recht zu, freiwillig und ohne irgendeine Form von Zwang seinen Arbeitsplatz zu wählen,
also der Kern des Zwangsarbeitsverbots i. S. v. Art. 2 Nr. 1 ILO-Übereinkommen Nr. 29.
Im Jahr 1957 wurde das zweite Zwangsarbeitsübereinkommen ILO-Übereinkommen Nr.
105 verabschiedet, dem wiederum ein Übereinkommen zur Sklaverei vorausging.36 Zuletzt
wurden das Protokoll von 2014 zum Übereinkommen über Zwangsarbeit, 1930 (Protokoll
von 2014)37 sowie die ILO-Empfehlung 203 betreffend ergänzende Maßnahmen zur effek-

30 Europäisches Parlament, Entschließung v. 09. Juni 2022 zu einem neuen Instrument zum Verbot von Pro-
dukten, die in Zwangsarbeit hergestellt wurden, erhältlich im Internet unter: <https://www.europarl.eur-
opa.eu/doceo/document/TA-9-2022-0245_DE.html> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

31 Arnold/Klamert in: Dauses/Ludwigs (Hrsg.), Hdb. EU-WirtschaftsR 2, K.I. Rn. 91; Epping in: Epping/
von Heinegg (Hrsg.), VR, § 8 Rn. 9 f.; Herdegen, VR, § 10 Rn. 4.

32 Blüthner, 171; Burianski, 46; Heintze in: Epping/von Heinegg (Hrsg.), VR, § 32 Rn. 1; Breining-Kauf-
mann, 171.

33 Übereinkommen über die Sklaverei von 1926, in Originalsprache erhältlich im Internet unter: <https://
www.ohchr.org/en/instruments-mechanisms/instruments/slavery-convention> (zuletzt abgerufen am
28. April 2023). Eine deutsche Fassung befindet sich in der Fassung des Änderungsprotokolls von 1953
im BGBl. 1972 II, 1474 ff.

34 Blackett, HRLR 31 (1999), 1 [17 f ]; Blüthner, 171; Internationales Arbeitsamt, Schluss mit der Zwangs-
arbeit, 10, erhältlich im Internet unter: <https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---
declaration/documents/publication/wcms_088492.pdf> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023); Sweps-
ton, 8.

35 Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, 1948, erhältlich im Internet unter: <https://www.un.org/
sites/un2.un.org/files/2021/03/udhr.pdf> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

36 Supplementary Convention on the Abolition of Slavery, the Slave Trade, and Institutions and Practices
Similar to Slavery v. 07. September 1956, erhältlich im Internet unter: <https://www.ohchr.org/en/ins-
truments-mechanisms/instruments/supplementary-convention-abolition-slavery-slave-trade-and>
(zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

37 Protokoll von 2014 zum Übereinkommen über Zwangsarbeit, 1930, erhältlich im Internet unter: <https:/
/www.ilo.org/dyn/normlex/en/f?p=NORMLEXPUB:12100:0::NO::P12100_ILO_CODE:P029>
(zuletzt abgerufen am 28. April 2023).
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tiven Beseitigung von Zwangsarbeit (Empfehlung 203)38 erlassen, die Maßnahmen zur
Durchsetzung des Zwangsarbeitsverbots erläutern.

II. Tätigwerden internationaler Organisationen

Verschiedene internationale Organisationen sind in Bezug auf Zwangsarbeit tätig geworden
und haben völkerrechtlich relevante Maßnahmen ergriffen. Nachfolgend soll auf die drei
größten Bekämpfer der Zwangsarbeit, die Internationale Arbeitsorganisation (ILO), die
Vereinten Nationen (UN) und die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (OECD), eingegangen werden.

1. ILO

Die ILO ist die erste internationale Organisation, die zur Bekämpfung von Zwangsarbeit
tätig wurde. Dazu hat sie zwei grundlegende Abkommen, ein Protokoll und eine Empfeh-
lung erlassen. Auf die beiden ILO-Übereinkommen Nr. 29 und Nr. 105 wurde bereits
näher eingegangen.39 Neben diesen beiden völkerrechtlichen Verträgen, hat die Internatio-
nale Arbeitskonferenz im Jahr 2014 das Protokoll von 2014 zum Übereinkommen über
Zwangsarbeit, 1930 sowie die Empfehlung 203 erlassen. Dabei handelt es sich im Gegen-
satz zu den Übereinkommen um rechtlich unverbindliche Instrumente, die auch nach
Unterzeichnung keine völkerrechtliche Verpflichtung auslösen. Stattdessen beschränken sie
sich auf Empfehlungen, wie ILO-Mitglieder Zwangsarbeit wirksam bekämpfen und den
Opfern ausreichend Schutz und Sicherheit bieten können. Um Zwangsarbeit erkennen zu
können, hat die ILO elf Indikatoren für Zwangsarbeit herausgearbeitet. Diese sind: Miss-
brauch von Verletzlichkeit, Betrug/Täuschung, Verbot der Freizügigkeit, Isolation, körper-
licher und sexueller Missbrauch, Drohung/Einschüchterung, Zurückbehaltung von Aus-
weisdokumenten, Unterschlagung von Arbeitslohn, Schuldknechtschaft, missbräuchliche
Arbeits- und Lebensbedingungen und übermäßige Überstunden.40 Schon ein einziger Indi-
kator reicht aus, um Zwangsarbeit zu implizieren. Mehrere Indikatoren erhärten jedoch den
Verdacht.41

Mit dem Protokoll von 2014 und der Empfehlung 203 hat die ILO im 21. Jahrhundert
einen neuen Impuls gegeben, zielgerichteter gegen Zwangsarbeit vorzugehen. Die ZAVO
wurde vermutlich zumindest mittelbar dadurch angeschoben.

2. UN

Trotz Tätigwerden der ILO als UN-Sonderorganisation, ist die UN nicht untätig geblieben.
In den Artikeln 4 und 23 UN-Menschenrechtskonvention wird Zwangsarbeit ebenfalls ver-

38 ILO, Empfehlung 203 betreffend ergänzende Maßnahmen zur effektiven Beseitigung von Zwangsarbeit,
2014, erhältlich im Internet unter: <https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---normes/
documents/normativeinstrument/wcms_319063.pdf> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

39 Zu den ILO-Übereinkommen Nr. 29 und Nr. 105 siehe oben unter B., I. sowie C., I.
40 ILO, ILO-Indicators of Forced Labour, 3, erhältlich im Internet unter: <https://www.ilo.org/wcmsp5/

groups/public/---ed_norm/---declaration/documents/publication/wcms_203832.pdf> (zuletzt abgeru-
fen am 28. April 2023); ILO, Hard to see, harder to count, 21 ff.

41 ibid.
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boten.42 Daneben hat die UN 2011 die vom Menschenrechtsrat bestätigten Leitprinzipien
für Wirtschaft und Menschenrechte, den ersten internationalen Rahmen für Menschen-
rechte in Unternehmen, herausgegeben.43 Diese bieten einen Leitfaden, um Menschen-
rechtsverletzungen zu beheben und wiedergutzumachen.

Ferner hat die UN 2015 Sustainable Development Goals (SDGs) publiziert, wonach
gem. Ziel 8.7 Zwangsarbeit, moderne Sklaverei, Menschenhandel und Kinderarbeit abge-
schafft werden sollen.44 Daraus hat sich die Alliance 8.7 entwickelt, die von 26 UN-Mit-
gliedstaaten, darunter drei EU-Mitgliedstaaten, und 375 internationalen Organisationen
verfolgt wird.45 Ziel ist es, die nationalen Schritte global zu koordinieren, damit eine wirk-
same Bekämpfung dieser Arbeitsformen möglich ist.46 Die UN ist mit 193 Mitgliedern47

der größte Bekämpfer von Zwangsarbeit.

3. OECD

Die OECD hat bereits 1976 Leitsätze für multinationale Unternehmen erlassen, die zuletzt
2011 aktualisiert wurden.48 Die Leitsätze legen unverbindliche Maßstäbe für verantwor-
tungsvolles unternehmerisches Handeln durch nicht-staatliche Akteure in Bezug auf Men-
schenrechte fest.49 Dadurch wird die Implementierung einer Sorgfaltspflicht unter anderem
in Bezug auf Zwangsarbeit erleichtert. Zur Unterstützung der Unternehmen bei der
Anwendung dieser Leitsätze wurde 2018 ein Leitfaden für die Erfüllung der Sorgfaltspflicht
für verantwortungsvolles unternehmerisches Handeln herausgegeben.50 Die ZAVO sollte

42 UN-Generalversammlung, Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, A/RES/217 A (III), erhältlich im
Internet unter: <https://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf> (zuletzt abgerufen am
28. April 2023).

43 UN/DGCN, Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte, erhältlich im Internet unter: <https://
www.auswaertiges-amt.de/blob/266624/b51c16faf1b3424d7efa060e8aaa8130/un-leitprinzipien-de-
data.pdf> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023); UN Guiding Principles Reporting Framework, erhält-
lich im Internet unter: <https://www.ungpreporting.org/> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

44 UN, Ziele für nachhaltige Entwicklung, Ziel 8.7, erhältlich im Internet unter: <https://www.unodc.org/
roseap/en/sustainable-development-goals.html> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023). Eine deutsche
Fassung der Ziele findet sich beim Statistischen Bundesamt, Ziel 8.7, erhältlich im Internet unter: <http:/
/sdg-indikatoren.de/8/> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

45 Die EU-Mitgliedstaaten sind Deutschland, Frankreich und die Niederlande. Alliance 8.7, The Alliance,
erhältlich im Internet unter: <https://www.alliance87.org/the-alliance/> (zuletzt abgerufen am 28. April
2023).

46 ibid.
47 UN, UN-Mitgliedstaaten, erhältlich im Internet unter: <https://unric.org/de/mitgliedstaaten/> (zuletzt

abgerufen am 28. April 2023).
48 OECD, Leitsätze für multinationale Unternehmen, erhältlich im Internet unter: <https://mneguide-

lines.oecd.org/48808708.pdf> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023). Die Leitsätze sollen bis Ende des
Jahres 2023 erneut aktualisiert werden: OECD, 2022 Ministerial Council Statement, Rn. 12, erhältlich
im Internet unter: <https://www.oecd.org/mcm/2022-MCM-Statement-EN.pdf> (zuletzt abgerufen am
28. April 2023).

49 OECD, Leitsätze für multinationale Unternehmen, 3, erhältlich im Internet unter: <https://mneguide-
lines.oecd.org/48808708.pdf> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

50 OECD, Leitfaden für die Erfüllung der Sorgfaltspflicht für verantwortungsvolles unternehmerisches
Handeln, 3, erhältlich im Internet unter: <https://mneguidelines.oecd.org/OECD-leitfaden-fur-die-
erfullung-der-sorgfaltspflicht-fur-verantwortungsvolles-unternehmerisches-handeln.pdf> (zuletzt abge-
rufen am 28. April 2023).
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Interessenträgern zufolge so ausgestaltet sein, dass sie mit dem Leitfaden in Einklang steht.51

Indem die ZAVO auf kleine und mittelständische Unternehmen besondere Rücksicht
nimmt, Erwägungsgrund (18), steht sie in Einklang mit den proportional abgestuften Due
Diligence Maßnahmen der OECD. Darüber hinaus ist es ratsam, die noch zu erlassenen
Leitlinien i. S. v. Art. 23 ZAVO hinsichtlich der Sorgfaltspflichten an denen der OECD zu
orientieren.

4. Zwischenfazit

Trotz verschiedener Bemühungen befindet sich bisher nur das Zwangsarbeitsverbot mit sei-
nen einschränkenden Ausnahmen in völkerrechtlichen Verträgen. Die konkrete Ausgestal-
tung und Umsetzung des Verbots ist durch soft law geprägt und damit bedeutend durchset-
zungsschwächer.

III. Zwangsarbeitsverbot als ius cogens

Da das Sklavereiverbot als zwingende Norm (ius cogens) charakterisiert wird,52 wird aus der
engen Konnexität der beiden hergeleitet, dass das Zwangsarbeitsverbot ebenso als ius cogens
zu charakterisieren sei.53

Unter ius cogens versteht man gem. Art. 53 WVRK eine Norm, die „von der internatio-
nalen Staatengemeinschaft in ihrer Gesamtheit angenommen und anerkannt wird als eine
Norm, von der nicht abgewichen werden darf und die nur durch eine spätere Norm des all-
gemeinen Völkerrechts derselben Rechtsnatur geändert werden kann“.

Für die Übertragung des anerkannten ius cogens-Charakters des Sklavereiverbots spricht,
dass gem. Art. 1 des Zusatzübereinkommens über die Abschaffung der Sklaverei54 Schuld-
knechtschaft und Leibeigenschaft, Teilbereiche der Zwangsarbeit, verboten sind. Das
Zwangsarbeitsverbot ist demnach eng mit dem Sklavereiverbot verbunden.55 Auch bei his-
torischer Auslegung wird deutlich, dass die Entwicklungen des Zwangsarbeitsverbots stets
eng mit Entwicklungen zur Sklaverei verbunden waren.56 Daraus lässt sich ein ius cogens-
Charakter des Zwangsarbeitsverbots ableiten. Dass diese Schlussfolgerung auch dem Willen
der internationalen Gemeinschaft nicht zuwiderläuft, ist zum einen darauf zurückzuführen,
dass das Zwangsarbeitsverbot selbst ein elementares Menschenrecht i. S. d. Art. 4, 23 UN-
Menschenrechtskonvention und Art. 8 ICCPR ist. Zum anderen spricht der weitgehende
Konsensus der internationalen Gemeinschaft dafür; 180 von 193 Staaten der Welt haben

51 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates
über ein Verbot von in Zwangsarbeit hergestellten Produkten auf dem Unionsmarkt, 8.

52 IGH, Barcelona Traction (Belgien v. Spanien), ICJ Reports 1970, 3 [32]; Bridgeford, Am. U. Int'l L. Rev.,
Vol. 18 (2003), 1009 [1023]; Burianski, 64; de Wet, EJIL (2004), 114 ff; Lenzerini in: Francioni (Hrsg.),
308; von Arnauld, VR, Rn. 291; Zeh, 75.

53 Burianski, 64; de Wet, EJIL (2004), 114 ff.; Diller/Levy, AJIL Vol. 91 (1997), 663 [694]; Internationales
Arbeitsamt, Schluss mit der Zwangsarbeit, 3, erhältlich im Internet unter: <https://www.ilo.org/wcmsp5/
groups/public/---ed_norm/---declaration/documents/publication/wcms_088492.pdf> (zuletzt abgeru-
fen am 28. April 2023).

54 Zusatzübereinkommen über die Abschaffung der Sklaverei v. 07. September 1956, BGBl. 1958 II, 204 ff.
55 Burianski, 64; Internationales Arbeitsamt, Eine globale Allianz gegen Zwangsarbeit, 8, erhältlich im Inter-

net unter: <https://www.ilo.org/public/german/standards/relm/ilc/ilc93/pdf/rep-i-b.pdf> (zuletzt abge-
rufen am 28. April 2023); Lenzerini in: Francioni (Hrsg.), 308; Zeh, 75.

56 Blüthner, 172.
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das dem Zwangsarbeitsverbot zugrundeliegende Übereinkommen, ILO-Übereinkommen
Nr. 29, ratifiziert.57

Demnach gehört das Zwangsarbeitsverbot zu der „rechtshierarchisch höchsten Katego-
rie des Völkerrechts“.58

IV. Zwischenfazit

Das als ius cogens zu charakterisierende Zwangsarbeitsverbot existiert demnach schon seit
fast 100 Jahren. An Bedeutsamkeit hat es dennoch nicht eingebüßt. Es wird sogar immer
relevanter, was an den letzten Entwicklungen in internationalen Organisationen erkennbar
wird. Die neueste Entwicklung ist die ZAVO, die im Folgenden näher erläutert wird.

D. Inhalt und Einordnung in das EU-Außenwirtschaftsrecht

„Menschenrechte sind nicht käuflich – für kein Geld der Welt“ so leitete Kommissionsprä-
sidentin von der Leyen in ihrer Rede zur Lage der Union den Kampf gegen Zwangsarbeit
ein.59 Die ZAVO stellt dabei nur eine unter mehreren Förderungen der EU bezüglich der
Achtung der Menschenrechte und Arbeitnehmerrechte dar.60 Im Folgenden soll die ZAVO
inhaltlich und rechtlich erläutert sowie in die weitere Gesetzgebung der EU eingeordnet
werden.

I. Überblick über die ZAVO

Der Vorschlag der Kommission enthält eine Begründung (S. 1–13), die ZAVO (S. 14–43)
und einen Finanzbogen (S. 43–66).

Die ZAVO ist in eine Präambel, die Erwägungsgründe und 31 Artikel unterteilt.
In den Erwägungsgründen werden das Problem von Zwangsarbeit und die europarecht-

lichen und internationalen Verpflichtungen der EU erläutert. Außerdem wird die ZAVO in
Kontext zu anderer EU-Gesetzgebung gesetzt.61

Die 31 Artikel sind in fünf Kapitel unterteilt. Das erste Kapitel enthält die allgemeinen
Bestimmungen, wie den Gegenstand, die Begriffsbestimmungen und die Verbote. Dabei ist
Art. 3 ZAVO die zentrale Vorschrift mit den Verboten des Inverkehrbringens und Bereit-
stellens sowie des Ausfuhrverbots für in Zwangsarbeit hergestellte Produkte. Mit der Ver-
wendung des Wortes ‚hergestellt‘ ist dabei gem. Art. 2 lit. g) ZAVO ein Produkt gemeint,
„bei dem auf einer beliebigen Stufe seiner Gewinnung, Ernte, Erzeugung oder Herstellung
insgesamt oder teilweise Zwangsarbeit eingesetzt wurde, einschließlich der ein Produkt

57 ILO, Ratifications of Co29 – Forced Labour Convention, 1930 (No. 29), erhältlich im Internet unter:
<https://www.ilo.org/dyn/normlex/en/
f?p=1000:11300:0::NO:11300:P11300_INSTRUMENT_ID:312174> (zuletzt abgerufen am 28. April
2023).

58 Burianski, 64.
59 Kommissionspräsidentin von der Leyen, Rede zur Lage der Union bei der Plenartagung des Europäischen

Parlaments vom 15. September 2021, 18, erhältlich im Internet unter: <https://state-of-the-union.ec.eur-
opa.eu/state-union-2021_de> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

60 Europäisches Parlament, Förderung menschenwürdiger Arbeit, (2006/2240(INI) v. 23. Mai 2007; Euro-
päische Kommission, Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über ein
Verbot von in Zwangsarbeit hergestellten Produkten auf dem Unionsmarkt, 1.

61 Siehe Erwägungsgründe (7)–(10) der ZAVO.
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betreffenden Be- oder Verarbeitung auf einer beliebigen Stufe seiner Lieferkette“. Das nach-
folgende Kapitel II umfasst die Untersuchungen und Entscheidungen der zuständigen
Behörden. In Kapitel III werden Produkte, die auf den Unionsmarkt gelangen oder ihn ver-
lassen thematisiert und Kapitel IV enthält Bestimmungen zu Informationssystemen, Leit-
linien und koordinierter Durchsetzung. Kapitel V enthält die Schlussbestimmungen.

II. Funktionsweise

Zuständig für die Umsetzung der ZAVO sind die Mitgliedstaaten.62 Sie sind gem. Art. 12
ZAVO verpflichtet die zuständigen Behörden zu benennen. Diese bewerten die Wahr-
scheinlichkeit eines Verstoßes gegen Art. 3 ZAVO. Dabei sollen sie einen risikobasierten
Ansatz verfolgen, Art. 4 Abs. 1 ZAVO. In dieser sogenannten Voruntersuchung stützen sie
sich auf alle verfügbaren Informationsquellen, wie unter anderem Mitteilungen natürlicher
oder juristischer Personen, Art. 4 Abs. 1 lit. a) ZAVO. Diese Mitteilungen sind gem. Art. 10
Abs. 1 ZAVO durch Belege zu untermauern, wobei der Schutz der Personen durch die Hin-
weisgeberrichtlinie63 sichergestellt ist, Art. 10 Abs. 3 ZAVO. Eine andere Informations-
quelle ist die Datenbank i. S. v. Art. 11 ZAVO, die Gebiete und Produkte aufführt, in denen
das Zwangsarbeitsrisiko am höchsten ist (sog. Risikomatrix64).

Begründet sich der Verdacht eines Art. 3 ZAVO-Verstoßes, führen die zuständigen
Behörden in einem zweiten Schritt eine Untersuchung durch, Art. 5 ZAVO. Die Wirt-
schaftsakteure werden davon in Kenntnis gesetzt und müssen alle erforderlichen Informati-
onen übermitteln. Stellen die Behörden daraufhin einen Verstoß gegen Art. 3 ZAVO fest, so
ergeht eine Entscheidung i. S. v. Art. 6 ZAVO. Diese beinhaltet „(a) ein Verbot des Inver-
kehrbringens oder der Bereitstellung der betreffenden Produkte auf dem Unionsmarkt
sowie ein Verbot ihrer Ausfuhr, (b) eine Anordnung an die von der Untersuchung betrof-
fenen Wirtschaftsakteure, die betreffenden bereits auf dem Markt in Verkehr gebrachten
oder bereitgestellten Produkte vom Unionsmarkt zu nehmen sowie (c) eine Anordnung an
die von der Untersuchung betroffenen Wirtschaftsakteure, die betreffenden Produkte nach
Maßgabe des mit dem Unionsrecht im Einklang stehenden nationalen Rechts aus dem Ver-
kehr zu ziehen“, Art. 6 Abs. 4 ZAVO. Kommt der Wirtschaftsakteur dem nicht nach, so
übernimmt die Behörde die genannten Handlungen und erlässt gegen den Wirtschaftsak-
teur Sanktionen i. S. v. Art. 30 ZAVO. Die mitgliedstaatlichen Behörden können über eine
Unionsnetzwerk zusammenarbeiten und Entscheidungen der anderen Behörden durchset-
zen, Art. 21 ff. ZAVO.

Eine Entscheidung kann durch die zuständige Behörde widerrufen werden. Dazu muss
der Wirtschaftsakteur nachweisen, dass er der Entscheidung nachgekommen ist und
Zwangsarbeit unterbunden wurde, Art. 6 Abs. 6 ZAVO, oder neue Informationen vorlegen,
die belegen, dass Zwangsarbeit niemals vorgelegen hat, Art. 8 ZAVO, die sog. Überprüfung.
Wird innerhalb der in Art. 8 Abs. 1 ZAVO genannten Fristen keine Überprüfung beantragt
oder ist die Entscheidung endgültig, so teilen die zuständigen Behörden den Zollbehörden

62 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates
über ein Verbot von in Zwangsarbeit hergestellten Produkten auf dem Unionsmarkt, 4.

63 Richtlinie (EU) 2019/1937 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2019 zum
Schutz von Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht melden (Hinweisgeberrichtlinie).

64 Europäische Kommission, Commission Staff Working Document, Prohibiting products made with
forced labour on the Union market v. 16. Dezember 2022, SWD(2022) 439 final, 31, erhältlich im Inter-
net unter: <https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=CELEX:52022SC0439>
 (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).
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die Entscheidung bezüglich der betreffenden Wirtschaftsakteure und Produkte mit. Die
Zollbehörden i. S. v. Art. 2 lit. o) ZAVO setzen sodann die Entscheidungen an der Grenze
um, Kapitel III. Dazu werden Produkte, die auf den Unionsmarkt gelangen oder diesen ver-
lassen, kontrolliert, Art. 15 ZAVO. Stellen die Zollbehörden fest, dass ein Produkt gegen
Art. 3 ZAVO verstoßen könnte, so setzen sie die Überlassung zum zollrechtlich freien Ver-
kehr oder die Ausfuhr aus, bis die zuständigen Behörden dieser zustimmen, diese ablehnen
oder innerhalb von vier Arbeitstagen nicht tätig werden, Art. 17 ff. ZAVO. Wird die Über-
lassung zum zollrechtlich freien Verkehr oder die Ausfuhr abgelehnt, so treffen die Zollbe-
hörden die erforderlichen Maßnahmen, damit das Produkt aus dem Verkehr gezogen wird,
Art. 20 ZAVO. Dabei gelten Art. 197 und 198 UZK entsprechend. Demnach können die
Produkte durch die Zollbehörden sogar zerstört werden, Art. 197 UZK.

III. Kompetenz und Zuständigkeit der EU

Die ZAVO beruht auf Art. 114 und Art. 207 AEUV.65

Wird ein Rechtsakt auf mehrere Rechtsgrundlagen gestützt, ist die Kompetenz für beide
zu überprüfen, da es bei einer Doppelabstützung zu vertikalen und horizontalen Kompe-
tenzkonflikten kommen kann.66 Vertikale Konflikte bestehen, wenn die Kompetenzvertei-
lung zwischen EU und den Mitgliedstaaten streitig ist; horizontale, wenn die Kompetenz
der EU-Organe streitig ist.67

Gem. Art. 114 AEUV werden horizontal das Europäische Parlament und der Rat zur
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten, welche die
Errichtung und das Funktionieren des Binnenmarkts zum Gegenstand haben, tätig. Die
Zuständigkeit ist zwischen der EU und den Mitgliedstaaten geteilt, Art. 4 Abs. 2 lit. a)
AEUV.

Für Angelegenheiten der gemeinsamen Handelspolitik i. S. v. Art. 207 AEUV ist eben-
falls ein Tätigwerden des Europäischen Parlaments und Rates vorgesehen. Vertikal ist die
EU gem. Art. 3 Abs. 1 lit. e) AEUV ausschließlich zuständig.

Die horizontale und vertikale Kompetenz ist demnach unstrittig.
Allerdings ist die EU für Rechtsakte i. S. v. Art. 114 AEUV nicht ausschließlich zustän-

dig, sondern nur im Rahmen einer sog. konkurrierenden Zuständigkeit.68 Dabei können
sowohl die Union als auch die Mitgliedstaaten gesetzgeberisch tätig werden, Art. 2 Abs. 2
S. 1 AEUV. Da die EU nicht die alleinige Regelungsgewalt hat, muss sie ihr Eingreifen einer
besonderen Rechtfertigung unterziehen. Das folgt aus dem Subsidiaritätsprinzip i. S. v.
Art. 5 Abs. 3 EUV. Dies hat die EU im Verordnungsvorschlag getan und dabei ihr Tätig-
werden damit begründet, dass 1) Verzerrungen im Binnenmarkt und ungerechtfertigte
Hindernisse für die Warenverkehrsfreiheit durch eine gemeinsame Bestimmung verhindert,
2) Schwachstellen in der Durchsetzung vermieden und 3) den grenzüberschreitenden Aus-

65 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates
über ein Verbot von in Zwangsarbeit hergestellten Produkten auf dem Unionsmarkt, 4; Präambel der
ZAVO.

66 Herrnfeld in: Schwarze et al. (Hrsg.), Art. 114 Rn. 24; Nettesheim, EuR 1993, 243; Tietje in: Grabitz/Hilf/
Nettesheim (Hrsg.), Art. 114 AEUV Rn. 124.

67 Herrnfeld in: Schwarze et al. (Hrsg.), Art. 114 Rn. 24; Nettesheim, EuR 1993, 243; Tietje in: Grabitz/Hilf/
Nettesheim (Hrsg.), Art. 114 AEUV Rn. 124 f.

68 Calliess in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), Art. 4 AEUV Rn. 1; Nettesheim in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.),
Art. 4 AEUV Rn. 5; ders., EuR 1993, 243 [245]; ders., EuR 2004, 511 [529].
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wirkungen von Zwangsarbeit Rechnung getragen werden.69 Die ZAVO ist demzufolge not-
wendig, um eine konsequente und einheitliche Herangehensweise bezüglich Zwangsarbeit
zu gewährleisten. Sofern und soweit die EU ihre Zuständigkeit ausübt, löst dies eine Sperr-
wirkung für mitgliedstaatliche Maßnahmen aus.70 Die EU führt mit der ZAVO eine Rege-
lung zum Inverkehrbringen, Bereitstellen und Ausführen von in Zwangsarbeit hergestellten
Waren auf dem Unionsmarkt ein. Insofern ist mitgliedstaatlichen Maßnahmen der Anwen-
dungsbereich versperrt.

IV. Rechtssetzungsverfahren

Im Rechtssetzungsverfahren ist zwischen Maßnahmen vertraglicher und autonomer Han-
delspolitik zu unterscheiden. Da mit der ZAVO ein EU-Rechtsakt zur Ausgestaltung der
Handelspolitik erlassen wird, handelt es sich um autonome Handelspolitik.71

In diesem Bereich findet gem. Art. 207 Abs. 2 AEUV das ordentliche Gesetzgebungs-
verfahren nach Art. 289 AEUV Anwendung. Das EU-Parlament und der Rat nehmen den
Verordnungsvorschlag gemeinsam an. Billigt das EU-Parlament in erster Lesung den Kom-
missionsvorschlag, ist im Rat eine Beschlussfassung mit qualifizierter Mehrheit erforderlich,
vgl. Art. 16 Abs. 3 EUV.72 Ändert das EU-Parlament den Gesetzesvorschlag ab und nimmt
die Kommission diese Änderungen nicht in den geänderten Vorschlag auf, muss der Rat
einstimmig entscheiden, Art. 293 Abs. 1 AEUV.73 Die ZAVO befindet sich derzeit im
Umlauf durch die Parlamentarischen Komitees, in denen noch keine Entscheidungen
ergangen sind.74 Daher ist die genaue Ausgestaltung des Verfahrens noch abzuwarten.

V. Einordnung in die EU-Gesetzgebung

Bei der Einordnung der ZAVO in die EU-Gesetzgebung ist zwischen bestehenden und vor-
geschlagenen Rechtsakten zu unterscheiden.

1. Bestehende Gesetzgebungsakte

a) Arbeitgebersanktionsrichtlinie

Durch die Arbeitgebersanktionsrichtlinie RL 2009/52/EG wird die Beschäftigung von
Drittstaatsangehörigen ohne rechtmäßigen Aufenthalt, insbesondere Menschenhandels-

69 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates
über ein Verbot von in Zwangsarbeit hergestellten Produkten auf dem Unionsmarkt, 5.

70 Calliess in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), Art. 4 AEUV Rn. 1; Nettesheim in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.),
Art. 4 AEUV Rn. 7.

71 Zur Definition autonomer Handelspolitik: Bungenberg in: von Arnauld/Bungenberg (Hrsg.), § 11 Rn. 1;
Hahn in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), Art. 207 AEUV, Rn. 15; Tietje in: Tietje/Nowrot (Hrsg.), IWR, § 18
Rn. 10; Weiß in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Art. 207 AEUV Rn. 64 ff.

72 Gellermann in: Streinz (Hrsg.), Art. 294 Rn. 20; Kluth in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), Art. 294 Rn. 18; Kra-
jewski/Rösslein in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Art. 294 AEUV Rn. 36.

73 Gellermann in: Streinz (Hrsg.), Art. 294 Rn. 20, 27; Kluth in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), Art. 294 Rn. 18;
Krajewski/Rösslein in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Art. 294 AEUV Rn. 36.

74 Oeil (Legislative Observatory), 2022/0269(COD), Technical information, erhältlich im Internet unter:
<https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/printfichetechnical.pdf?id=740855&lang=en>
(zuletzt abgerufen am 28. April 2023).
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opfern, verboten.75 Die ZAVO wird den Wirkungsbereich dieser Richtlinie nicht behin-
dern, da keine Arbeitgebersanktionen i. S. d. Richtlinie vorgesehen sind. Vielmehr werden
die Regelungen zusammen den Regelungsbereich ‚Zwangsarbeit‘ vervollständigen.

b) Menschenhandelsrichtlinie

Die Richtlinie 2011/36/EU zur Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels und
zum Schutz der Opfer legt Mindestvorschriften für Straftaten und Strafen in den Mitglied-
staaten fest.76 Davon ist Zwangsarbeit gem. Art. 2 Abs. 3 umfasst. Ebenso wie bei der
Arbeitgebersanktionsrichtlinie wird die ZAVO die Menschenhandelsrichtlinie nicht behin-
dern, sondern mit ihr zusammenwirken.

c) Rohdiamant-VO

Durch Art. 3 und 11 Rohdiamant-VO77 wurde ein Zertifikationssystem, der Kimberley-Pro-
zess,78 für die Ein- und Ausfuhr von Rohdiamanten eingeführt. In durch Diamanten verur-
sachten Konflikten werden grobe Menschenrechtsverletzungen begangen.79 Da das
Zwangsarbeitsverbot menschenrechtlich indiziert ist, überschneiden sich die ZAVO und die
Rohdiamant-VO in Diamanten-Lieferketten.

d) Konfliktmineralien-VO

Sektoral auf Konfliktmineralien begrenzt, legt die Konfliktmineralien-VO Sorgfalts-
pflichten und Managementsysteme zur Achtung der Menschenrechte fest.80 In Bezug auf
Konfliktmineralien treffen diese Verordnung und die ZAVO daher aufeinander.81 Die seit
der Verordnung geführten Listen verantwortungsvoller Hütten und Raffinerien können
daher eine Einordnung erleichtern, welche Produkte nicht in die Risikomatrix der ZAVO
aufzunehmen sind.

75 Richtlinie 2009/52/EG des Europäischen Parlaments und des Rates v. 18. Juni 2009 über Mindeststan-
dards für Sanktionen und Maßnahmen gegen Arbeitgeber, die Drittstaatsangehörige ohne rechtmäßigen
Aufenthalt beschäftigen.

76 Richtlinie 2011/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates v. 05. April 2011 zur Verhütung und
Bekämpfung des Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer sowie zur Ersetzung des Rahmen-
beschlusses 2002/629/JI des Rates.

77 Verordnung (EG) Nr. 2368/2002 des Rates v. 20. Dezember 2002 zur Umsetzung des Zertifikationssys-
tems des Kimberley-Prozesses für den internationalen Handel mit Rohdiamanten.

78 UN, Generalversammlung, The role of diamonds in fuelling conflict v. 29. Januar 2001, A/RES/55/56.
79 VO (EG) Nr. 2368/2002, Anhang I – Zertifikationssystem, Präambel.
80 Verordnung (EU) 2017/821 des Europäischen Parlaments und des Rates v. 17. Mai 2017 zur Festlegung

von Pflichten zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten in der Lieferkette für Unionseinführer von Zinn, Tan-
tal, Wolfram, deren Erzen und Gold aus Konflikt- und Hochrisikogebieten.

81 Blach, CCZ 2022, 341; Europäische Kommission, Commission Staff Working Document, Prohibiting
products made with forced labour on the Union market v. 16. Dezember 2022, SWD(2022) 439 final,
31, erhältlich im Internet unter: <https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=CELEX:
52022SC0439 > (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).
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2. Vorgeschlagene Verordnungen

a) Corporate Sustainability Due Diligence Directive (CSDDD)

Die CSDDD82 legt in Art. 4 ff., 25 f. weitreichende Sorgfalts- und Corporate Governance-
Pflichten nieder.83 Zwangsarbeit ist von diesen Pflichten gem. Art. 3 lit. c) i. V. m. Teil 1
Nr. 12 des Anhangs zur CSDDD umfasst. Auffällig ist, dass die Definition von Zwangsar-
beit in der CSDDD genauer als die der ZAVO ist, da Schuldknechtschaft und Menschen-
handel mit aufgenommen wurden und auf den ICCPR84 verwiesen wird. Im weiteren Ver-
lauf sollten die Definitionen vereinheitlicht werden, damit es nicht zu unterschiedlichen
Maßstäben kommen kann.

Da die CSDDD Sorgfaltspflichten festlegt und keine Regelungen zum Inverkehrbrin-
gen oder Bereitstellen von Zwangsarbeitsprodukten enthält, greifen die beiden Regelungen
zur Förderung menschenwürdiger Arbeit weltweit85 wie Zahnräder ineinander.86

b) Entwaldungsfreie Lieferketten-VO

Die Entwaldungsfreie Lieferketten-VO macht das Inverkehrbringen, Bereitstellen und die
Ausfuhr sog. relevanter Rohstoffe von bestimmten Voraussetzungen abhängig.87 Die Roh-
stoffe dürfen demnach auf den Unionsmarkt platziert werden, wenn sie die Vorausset-
zungen des Art. 3 Entwaldungsfreie Lieferketten-VO erfüllen. Ziel ist es, den Beitrag der
Union zur weltweiten Entwaldung und Waldschädigung zu minimieren, Art. 1 Entwal-
dungsfreie Lieferketten-VO. Die Entwaldungsfreie Lieferketten-VO stellt die umweltrecht-
liche Spezialverordnung dar, die mit der CSDDD zusammenwirken wird. Damit nimmt sie
dieselbe Stellung ein wie die ZAVO zur CSDDD bezüglich Zwangsarbeit, ihre Anwen-
dungsbereiche berühren sich aber nicht.

82 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die Sorgfaltspflichten von
Unternehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit und zur Änderung der Richtlinie (EU) 2019/1937,
COM(2022) 71, 2022/0051(COD).

83 Blach, CCZ 2022, 341 [342].
84 Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte, BGBl. 1973 II, 1534 ff.
85 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat und den Europäischen Wirtschafts-

und Sozialausschuss, Menschenwürdige Arbeit weltweit für einen globalen gerechten Übergang und eine
nachhaltige Erholung, COM(2022) 66, 10.

86 Interessenvertreter hatten eine Duplikation befürchtet, welche im Ergebnis verhindert werden konnte.
Europäische Kommission, Commission Staff Working Document, Prohibiting products made with
forced labour on the Union market v. 16. Dezember 2022, SWD(2022) 439 final, 26, erhältlich im Inter-
net unter: <https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=CELEX:52022SC0439>
 (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

87 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die Bereitstellung
bestimmter Rohstoffe und Erzeugnisse, die in Verbindung mit Entwaldung und Waldschädigung in Ver-
bindung stehen, auf dem Unionsmarkt sowie ihre Ausfuhr aus der Union und zur Aufhebung der Ver-
ordnung (EU) Nr. 995/2010, COM(2021) 706, 2021/0366 (COD).
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3. Einordnung der ZAVO

Obwohl sich der Anwendungsbereich der ZAVO teilweise mit einigen bestehenden Rechts-
akten überschneidet,88 umfasst sie einen großen Bereich, der bisher weder geregelt noch
geplant ist. Somit fügt sie sich gut in das Außenhandelsregime der EU ein.

VI. Zwischenfazit

Die EU verfolgt demzufolge einen umfassenden Ansatz zur Förderung menschenwürdiger
Arbeit weltweit,89 bei der die ZAVO nur eines von mehreren „Zahnrädern“ darstellt. Durch
den Umfang und die Funktionsweise wird aber deutlich, dass die ZAVO in der Lage ist,
große Veränderungen zu bewirken. Um diese durchsetzen zu können, muss sie mit WTO-
Recht in Einklang stehen. Dies soll nachfolgend untersucht werden.

E. WTO-rechtliche Aspekte

In den Verhandlungen zur ZAVO wurde immer wieder die Intention unterstrichen, eine
WTO-rechtskonforme Verordnung zu schaffen.90 Als Mitglied der WTO sind die Organe
der Union und die Mitgliedstaaten gem. Art. 216 Abs. 2 AEUV an die WTO-Rechtsord-
nung gebunden.91 Da die ZAVO sich in der Gesetzgebung befindet und noch nicht in Kraft
getreten ist, ist sie noch nicht vor den WTO-Streitbeilegungsorganen angreifbar. Das hat

88 Daneben überschneidet sich der Anwendungsbereich der ZAVO noch geringfügig mit anderen Rechts-
akten, die nachfolgend nur der Vollständigkeit halber genannt werden sollen: Verordnung (EU) 2015/
1775 des Europäischen Parlaments und des Rates v. 06. Oktober 2015 zur Änderung der Verordnung
(EG) Nr. 1007/2009 über den Handel mit Robbenerzeugnissen und zur Aufhebung der Verordnung
(EU) Nr. 737/2010 der Kommission; Verordnung (EU) Nr. 995/2010 des Europäischen Parlaments und
des Rates v. 20. Oktober 2010 über die Verpflichtungen von Marktteilnehmern, die Holz und Holzer-
zeugnisse in Verkehr bringen; Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates v. 26.
Februar 2014 über die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG; Ver-
ordnung (EU) 2019/125 des Europäischen Parlaments und des Rates v. 16. Januar 2019 über den Handel
mit bestimmten Gütern, die zur Vollstreckung der Todesstrafe, zu Folter oder zu anderer grausamer,
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe verwendet werden könnten; Vorschlag für
eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über Batterien und Altbatterien, zur Auf-
hebung der Richtlinie 2006/66/EG und zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/1020, COM(2020)
798, 2020/0353 (COD); Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur
Änderung der Richtlinien 2013/34/EU, 2004/109/EG und 2006/43/EG und der Verordnung (EU) Nr.
537/2014 hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen, COM(2021) 189, 2021/
0104 (COD).

89 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat und den Europäischen Wirtschafts-
und Sozialausschuss, Menschenwürdige Arbeit weltweit für einen globalen gerechten Übergang und eine
nachhaltige Erholung, COM(2022) 66, 10.

90 Europäische Kommission, Commission Staff Working Document, Prohibiting products made with
forced labour on the Union market v. 16. Dezember 2022, SWD(2022) 439 final, 26, erhältlich im Inter-
net unter: <https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=CELEX:52022SC0439>
 (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

91 Amtsblatt Europäische Gemeinschaft v. 23. Dezember 1994 Nr. L 336, 1; Art. XI:1 WTO-Übereinkom-
men. Bis zum 1. Dezember 2009 waren die „European Communities“ Mitglied der WTO. Seit ihrer Neu-
formierung durch den Vertrag von Lissabon ist die EU als Rechtsnachfolgerin an ihre Stelle getreten, vgl.
Art. 1 Abs. 3 S. 3 EUV, siehe Haratsch/Koenig/Pechstein, Europarecht, Rn. 1467; Müller-Graff in: Dauses/
Ludwigs (Hrsg.), Hdb. EU-WirtschaftsR I, A.I. Rn. 44.
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den Vorteil, dass etwaige Inkonsistenzen mit WTO-Recht im weiteren Gesetzgebungsver-
lauf ausgebessert werden könnten.

Ob es gelungen ist, einen WTO-rechtskonformen Vorschlag zu schaffen, soll nachfol-
gend geprüft werden.

I. Abgrenzung von Art. III und Art. XI GATT

Für ein Verbot des Inverkehrbringens, Bereitstellens und der Ausfuhr von in Zwangsarbeit
hergestellten Produkten auf dem Unionsmarkt kommen sowohl das national treatment prin-
ciple gem. Art. III GATT als auch die elimination of quantitative restrictions i. S. v. Art. XI
GATT in Betracht.

Abgrenzungskriterium der beiden Normen ist der Zeitpunkt, an dem die Maßnahme
ihre Wirkung entfaltet.92 Wirkt die Maßnahme an der Grenze, ist Art. XI GATT anwend-
bar, wirkt sie erst auf dem internen Markt, ist Art. III GATT einschlägig.93

Bei der ZAVO ist allerdings unklar, ob mit Inverkehrbringen und Bereitstellen ein Ein-
fuhr- oder ein Vertriebsverbot geregelt wird. Die Abgrenzung ist insofern relevant, als dass
ein Einfuhrverbot als Grenzmaßnahme und ein Vertriebsverbot als innerstaatliche Maßnah-
me zu charakterisieren wäre. Diese Unstimmigkeit soll zunächst geklärt werden.

1. Unstimmigkeit über Verbot der Einfuhr oder des Vertriebs

Einige, darunter auch EU-Organe, gehen ohne weitere Analyse der ZAVO davon aus, dass
es sich um ein Einfuhrverbot handelt,94 wie in den ersten Bemühungen des Europäischen
Parlaments vorgesehen.95 Da sich aus beiden Definitionen ein deutlicher Marktbezug ergibt
– Inverkehrbringen wird als „erstmalige Bereitstellung eines Produkts auf dem Unions-
markt“ und Bereitstellen als „jede entgeltliche oder unentgeltliche Abgabe eines Produkts
zum Vertrieb, Verbrauch oder zur Verwendung auf dem Unionsmarkt im Rahmen einer

92 Tietje, 225 ff.; ders. in: Tietje/Nowrot (Hrsg.), IWR, § 4 Rn. 58.
93 Tietje, 227.
94 EWSA, Stellungnahme – Verbot von in Zwangsarbeit hergestellten Produkten, REX/565, Rn. 3.2; Reil

und Scholz, Plenardebatte des Europäischen Parlaments v. 09. Juni 2022, Aussprache PV 09/06/2022 –
4, erhältlich im Internet unter: <https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/CRE-9-2022-06-
09_DE.html#cr eitem4> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023); van den Hende/White/Croquet, Prohibi-
ting Trade in Forced Labour Goods in the EU, 2 f., erhältlich im Internet unter: <https://www.
mondaq.com/antitrust-eu-competition-/1275644/prohibiting-trade-in-forced-labour-goods-in-the-eu>
(zuletzt abgerufen am 28. April 2023); Wynn-Pope/Gill-Herdman, Regulation of products made with
forced labour: keeping pace with global developments, 2, erhältlich im Internet unter: <https://www.
corrs.com.au/insights/regulation-of-products-made-with-forced-labour-keeping-pace-with-global-deve-
lopments> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023); Vilar/Constable, Incoming EU regulations increase
scrutiny on forced labour in supply chains, 1, erhältlich im Internet unter: <https://www.dentons.com/
en/insights/articles/2022/december/7/incoming-eu-regulations-increase-scrutiny-on-forced-labour-in-
supply-chains> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

95 Europäisches Parlament, Entschließung v. 09. Juni 2022 zu einem neuen Instrument zum Verbot von Pro-
dukten, die in Zwangsarbeit hergestellt wurden, Rn. O 1, erhältlich im Internet unter: <https://www.
europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2022-0245_DE.html> (zuletzt abgerufen am 28. April
2023).
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Geschäftstätigkeit […]“ definiert, Art. 2 lit. d), e) ZAVO – nehmen andere Organe der EU
ein Vertriebsverbot an.96

Danach ergeben sich zwei entgegengesetzte Ansichten. Deswegen lohnt sich eine Ausle-
gung des Verbots am Maßstab der Auslegungsmethoden Wortlaut, Systematik sowie Sinn
und Zweck.97

a) Wortlaut

Ausgangspunkt ist der Wortlaut. Art. 3 ZAVO bezieht sich auf Wirtschaftsakteure. Diese
werden in Art. 2 lit. h) ZAVO definiert als jede natürliche oder juristische Person oder Per-
sonenvereinigung, die Produkte auf dem Unionsmarkt in Verkehr bringt oder bereitstellt
oder Produkte ausführt. Bei grammatikalischer Auslegung wird deutlich, dass der Vermark-
tende von Art. 3 ZAVO erfasst ist.98

Der „Einführer“ wird in Art. 2 lit. l) ZAVO definiert, findet aber in der ZAVO nur ein-
mal in Erwägungsgrund (9) in Bezug auf Mineralien-Einführer Erwähnung. Gem. Art. 2
lit. l) ZAVO ist Einführer „jede in der Union ansässige natürliche oder juristische Person
oder Personenvereinigung, die ein Produkt aus einem Drittstaat auf dem Unionsmarkt in
Verkehr bringt“. Beim Vergleich der Definitionen fällt auf, dass der Einführer sich nur inso-
fern vom Wirtschaftsakteur unterscheidet, als dass er in der Union ansässig ist und Produkte
aus einem Drittstaat in Verkehr bringt. Die Definition des Einführers ist demnach enger
gefasst. Da es für den Wirtschaftsakteur nicht auf die Unionsansässigkeit oder die Herkunft
des Produkts ankommt, sondern sowohl Unionsfremde als auch Unionsansässige sowie Pro-
dukte aus der EU und aus Drittstaaten umfasst werden, geht die Einführerdefinition in
Gänze in der des Wirtschaftsakteurs auf. Folglich ist jeder Einführer ein Wirtschaftsakteur.

Anderssprachige Ausführung beseitigen die Zweifel nicht,99 da diese gleichermaßen
ausgestaltet sind.100

96 Business Europe, European Commission’s proposal on a ban of forced labour products from the EU mar-
ket, erhältlich im Internet unter: <https://www.businesseurope.eu/sites/buseur/files/media/position_pa
pers/rex/2022-11-30_businesseurope_feedback_on_ec_forced_labour_proposal.pdf> (zuletzt abgerufen
am 28. April 2023); Europäische Kommission, Fragen und Antworten – Verbot von in Zwangsarbeit her-
gestellten Produkten auf dem Unionsmarkt, erhältlich im Internet unter: <https://ec.europa.eu/commis-
sion/presscorner/detail/de/qanda_22_5416> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023); Jacob et al., 7, erhält-
lich im Internet unter: <https://www.europarl.europa.eu/thinktank/en/document/EXPO_IDA(2022)
7025 0> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

97 Auch der EuGH greift auf diese Auslegungsmethoden zurück. EuGH, Urteil v. 23. März 1982, Rs. C-53/
81, Slg. 1982, 01035, Rn. 9; Streinz in: Griller/Rill (Hrsg.), 223 [242].

98 Hier wurde mit der deutschen Fassung gearbeitet. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass allen Sprachfas-
sungen die gleiche rechtliche Bedeutung zukommt, da sie „gleichermaßen verbindlich sind“. EuGH,
Urteil v. 06. Oktober 1982, Rs. C-283/81, Slg. 1982, 03415, Rn. 18; EuG, Urteil v. 09. September 2008,
Rs. T-349/06, T-371/06, T-14/07, T-15/07, T-332/07, Slg. 2008, II-02181, Rn. 67; EuG, Urteil v. 06.
Oktober 2005, Rs. T-22/02, T-23/02, Slg. 2005, II-4065, Rn. 42.

99 EuGH, Urteil v. 06. Oktober 1982, Rs. C-283/81, Slg. 1982, 03415, Rn. 18; EuGH, Urteil v. 09. August
1994, Rs. C-327/91, Slg. 1994, I-03641, Rn. 35; EuGH, Urteil v. 07. Dezember 1995, Rs. C-449/93,
Slg. 1995, I-04291, Rn. 26 f.; EuGH, Urteil v. 24. Oktober 1996, Rs. C-72/95, Slg. 1996, I-05403, Rn.
28.

100 Exemplarisch wurden dafür die englische, französische und spanische Version verglichen. Die Sprachver-
sionen sind im Internet abrufbar unter: <https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX
%3A52022PC0453> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).
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Somit bezieht sich das Verbot von Art. 3 ZAVO auch auf den Einführer, da er als Unter-
fall des Wirtschaftsakteurs gilt.

b) Systematik

Betrachtet man die ZAVO systematisch, wird deutlich, dass ein Einfuhrverbot nicht gewollt
ist.

In Kapitel III befinden sich Vorschriften für Produkte, die auf den Unionsmarkt gelan-
gen. Das sind Produkte, die in Verkehr gebracht, der privaten Nutzung oder dem privaten
Verbrauch zugeführt und dem Zollverfahren „Überlassung zum zollrechtlich freien Ver-
kehr“ überführt werden, Art. 2 lit. p) ZAVO. Für diese Produkte sind Kontrollen und Maß-
nahmen festgelegt, wie die Aussetzung i. S. v. Art. 17 ZAVO, die nur bei einem Verstoß
gegen Art. 3 ZAVO Anwendung findet. Art. 3 ZAVO verbietet das Inverkehrbringen oder
Bereitstellen von in Zwangsarbeit hergestellten Produkten. Eine Aussetzung findet also nur
statt, wenn ein Vertrieb der in Zwangsarbeit hergestellten Produkte geplant ist.

c) Sinn und Zweck

Sinn und Zweck des Verbots des Inverkehrbringens und Bereitstellens ist, dass keine
Zwangsarbeitsprodukte mehr auf dem Unionsmarkt bereitstehen.101 Damit dies kein Ein-
fuhrverbot bedeutet, muss aber noch ein Anwendungsbereich für Produkte verbleiben, die
nicht auf dem Unionsmarkt angeboten werden sollen.

Andere Produkte als die Produkte, die auf den Unionsmarkt gelangen, unterliegen kei-
nen Kontrollen oder Maßnahmen. Dazu gehören z. B. Produkte der Zolllagerung in der
EU, Art. 240 UZK. Diese Produkte können in der EU als Transitware zwischengelagert
werden, bevor sie zu ihrem außerhalb der EU liegenden Bestimmungsort gebracht werden.
Dabei handelt es sich aufgrund ihrer Eigenschaft als Nicht-Unionsware i. S. v. Art. 5 Nr. 24
UZK nicht um eine Ausfuhr nach Art. 269 UZK, sondern um eine Wiederausfuhr gem.
Art. 270 UZK. Somit ist weder bei der Einfuhr noch bei der Ausfuhr der Anwendungsbe-
reich der ZAVO tangiert. Die Zolllagerung steht sowohl in der EU ansässigen Unterneh-
men sowie EU-fremden Unternehmen zu, da im Gegensatz zur früheren Rechtslage102 die
Ansässigkeit im EU-Gebiet nicht mehr erforderlich ist.103

Somit unterfallen einige eingeführte Produkte, die in Zwangsarbeit hergestellt wurden,
nicht dem Verbot von Art. 3 ZAVO.104 Für den Sinn und Zweck der ZAVO ist ein Einfuhr-
verbot demnach nicht notwendig.

d) Zwischenfazit

Demzufolge begründet die ZAVO kein Einfuhr-, sondern ein Vertriebsverbot. Durch die
Auslegung ist deutlich geworden, wieso einige EU-Organe und Praktiker von einem Ein-
fuhrverbot ausgehen. Um für Klarheit zu sorgen, sollte der Text insofern überarbeitet wer-
den.

101 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates
über ein Verbot von in Zwangsarbeit hergestellten Produkten auf dem Unionsmarkt, 1.

102 Siehe dazu Tervooren/Müller-Lee, Das Zolllagerverfahren, UStB 2006, 276 [277].
103 Rogmann in: Krenzler/Herrmann/Niestedt (Hrsg.), Art. 240 UZK Rn. 1.
104 Im Ergebnis zustimmend: Fruscione, Glob. Trade Cust. J. 18 (2023), 120 [122].
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2. Abgrenzung

Da es sich um ein Vertriebsverbot handelt, ist der Anwendungsbereich von Art. III GATT
betroffen. Der Appellate Body (AB) hat entschieden, dass border measures zum Zeitpunkt
der Einfuhr und internal measures nach der Einfuhr angewendet werden.105 Die Kontrollen
zur Durchsetzung des Vertriebsverbot finden gem. Kapitel III ZAVO an der Grenze zum
Zeitpunkt der Einfuhr statt. Doch die Note Ad Art. III GATT sieht vor, dass internal
measures auch dann Art. III GATT zuzuordnen sind, wenn sie an der Grenze bei der Ein-
fuhr angewendet werden, sofern die obligation zur Kontrolle durch eine interne Maßnahme
bedingt ist.106 Die Note Ad Art. III GATT ist aber nur anwendbar, wenn die internen Maß-
nahmen auf Waren bezogen sind und nicht auf sog. Process and Production Methods
(PPMs).107 Das Vertriebsverbot ist an die Herstellung in Zwangsarbeit geknüpft. Ob eine
Ware in Zwangsarbeit hergestellt wurde oder nicht, verändert die Beschaffenheit der Ware
nicht. Da in Zwangsarbeit hergestellte Waren von anderen nicht unterscheidbar sind,
bezieht sich das Vertriebsverbot demnach nicht auf die Ware als solche, sondern auf die
PPMs. Somit kann Note Ad Art. III GATT für die Anwendung an der Grenze nicht abhel-
fen. Aufgrund der Grenzanwendung und der Unanwendbarkeit der Note Ad Art. III GATT
ist das Vertriebsverbot unter Art. XI GATT und nicht unter Art. III GATT zu verorten.

Das Ausfuhrverbot findet nur an der Grenze Anwendung und unterfällt deswegen
ebenfalls Art. XI GATT.

II. Vereinbarkeit mit Art. XI:1 GATT

Das Vertriebs- und Ausfuhrverbot könnten nichttarifäre Handelshemmnisse i. S. v.
Art. XI:1 GATT darstellen. Dazu müssen die Regelungen in den Anwendungsbereich von
Art. XI:1 GATT fallen und ein Verbot oder eine Beschränkung der Einfuhr, Ausfuhr oder
des Verkaufs zwecks Ausfuhr in Form von Kontingenten, Einfuhr- und Ausfuhrbewilli-
gungen oder anderen Maßnahmen darstellen.108

Das Ausfuhrverbot stellt ein Verbot im Wortsinn des Art. XI:1 GATT dar.109 Es ist
nichttarifär ausgestaltet und unterfällt keiner der Ausnahmen von Art. XI:2 GATT. Folglich
ist das Ausfuhrverbot mit Art. XI:1 GATT unvereinbar.

Da es sich um ein Vertriebs- und gerade kein Einfuhrverbot handelt, kann es nur eine
Beschränkung der Einfuhr darstellen. Der AB in China—Raw Materials definiert Beschrän-
kung als etwas, dass eine limitierende Wirkung auf die Einfuhrmenge hat.110 Da die Pro-
dukte nicht mehr auf dem Unionsmarkt vertrieben werden können, werden Wirtschaftsak-
teure, die auf Zwangsarbeit zurückgreifen, ihre Produkte, außer Transitware, nicht mehr

105 WTO, China—Measures Affecting Imports of Automobile Parts, Appellate Body Bericht v. 15. Dezember
2008, WT/DS339/AB/R, WT/DS340/AB/R, WT/DS342/AB/R, para. 158, 163.

106 ibid., 162.
107 GATT-Panel, US—Restrictions on Imports of Tuna I, GATT-Panelbericht v. 03. September 1991, DS21/

R-39S/155, para. 5.10 ff.; GATT-Panel, US—Restrictions on Imports of Tuna II, GATT-Panelbericht v. 16.
Juni 1994, DS29/R, para. 5.8; Herdegen, IWR, § 10 Rn. 47.

108 Art. XI GATT in: Tietje (Hrsg.), Welthandelsorganisation, 2020, 16 [28].
109 Vgl. GATT-Panel, US—Restrictions on Imports of Tuna I, GATT-Panelbericht v. 03. September 1991,

DS21/R-39S/155, para. 5.17 f.; WTO, Canada—Certain Measures Concerning Periodicals, Panelbericht
v. 14. März 1997, WT/DS31/R, para. 5.5.

110 Der limitierende Effekt auf die Einfuhrmenge wird aus dem Begriff „quantitative“ im Titel von Art. XI
GATT hergeleitet. WTO, China—Measures Related to the Exportation of Various Raw Materials, Appellate
Body Bericht v. 30. Januar 2012, WT/DS394/AB/R, WT/DS395/AB/R, WT/DS398/AB/R, para. 319 f.
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einführen. Das wird einen erheblich limitierenden Einfluss auf die Einfuhrmenge haben.
Somit stellt das Vertriebsverbot eine Beschränkung i. S. v. Art. XI:1 GATT dar. Da es nicht-
tarifär ausgestaltet ist und keiner der Ausnahmen von Art. XI:2 GATT unterfällt, ist es
ebenfalls mit Art. XI:1 GATT unvereinbar.

III. Ausnahme nach Art. XX GATT

Die Unvereinbarkeit mit Art. XI:1 GATT könnte allerdings gem. Art. XX GATT aus-
nahmsweise gerechtfertigt sein. In der Rechtsprechung des AB hat sich eine zweistufige
Analyse ergeben. Zunächst muss die Maßnahme nach einem der Unterabsätze von Art. XX
GATT vorläufig gerechtfertigt sein (1) und danach muss die Übereinstimmung mit dem
Chapeau festgestellt werden (2).111

1. Vorläufige Rechtfertigung

Die ZAVO112 könnte gem. Art. XX lit. e), a) oder b) GATT ausnahmsweise mit dem
WTO-Recht vereinbar sein.

a) Prison labour-Ausnahme

Ein Bezug der Produkte zu prison labour kann aufgrund der expliziten Ausnahme von
Gefängnisarbeit aus der Zwangsarbeitsdefinition keine Ausnahme konstituieren, Art. 2 Nr.
2 lit. c) ILO-Übereinkommen Nr. 29. Da die Ausnahme an bestimmte Bedingungen wie
die Tätigkeit bei öffentlichen Behörden geknüpft ist, könnte die Ingewahrsamnahme nur
dann Zwangsarbeit darstellen, wenn sie derart ausgestaltet wäre, dass Gefangene an Pri-
vate113 verliehen werden, um dort Arbeit zu verrichten. Da dies, wenn überhaupt, nur einen
geringen Teil darstellt und schwer nachweisbar ist, ist Art. XX lit. e) GATT als Ausnahme
untauglich.114

b) Public morals-Ausnahme

Stattdessen könnte die ZAVO dem Schutz von public morals dienen, Art. XX lit. a) GATT.
Da diese durch die sozialen, ethischen und religiösen Werte eines Landes geprägt werden,

111 Der sogenannte „two-tier test“: WTO, United States?Standards for Reformulated and Conventional Gaso-
line, Appellate Body Bericht v. 29. April 1996, WT/DS2/AB/R, 22; WTO, United States?Import Prohi-
bition of Certain Shrimp and Shrimp Products, Appellate Body Bericht v. 12. Oktober 1998, WT/DS58/
AB/R, para. 119 f.; WTO, Brazil?Measures Affecting Imports of Retreaded Tyres, Appellate Body Bericht v.
03. Dezember 2007, WT/DS332/AB/R, para. 139; WTO, European Communities?Measures Prohibiting
the Importation and Marketing of Seal Products, Appellate Body Bericht v. 22. Mai 2014, WT/DS400/AB/
R, WT/DS401/AB/R, para. 5.185.

112 Der Name der Maßnahme „ZAVO“ wird stellvertretend für die beiden Verbote verwendet.
113 Das umfasst Einzelpersonen, private Gesellschaften und Vereinigungen, siehe Art. 2 Nr. 2 lit. c) ILO-

Übereinkommen Nr. 29.
114 Andere Ansicht: Diggelmann et al., Swiss. Rev. Int’l & Eur. L. 24 (2014), 353 [366 Fn. 41].
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kommt den Mitgliedern ein weiter Gestaltungsspielraum zu.115 Um public morals eines
Staates zu bestimmen, wird die nationale und internationale Gesetzgebung untersucht.116

Die EU verbietet gem. Art. 5 Abs. 2 GRCh und Art. 4 Abs. 2 EMRK Zwangsarbeit.
Ferner haben die EU-Mitgliedstaaten die acht grundlegenden ILO-Übereinkommen ratifi-
ziert.117 Allerdings wurde das Protokoll von 2014, eines der grundlegenden Zwangsarbeits-
übereinkommen, bisher nicht von allen EU-Mitgliedstaaten ratifiziert.118 Dies sollte noch
vor Inkrafttreten der ZAVO geschehen, um einem etwaigen Vorwurf von Doppelmoral vor-
zubeugen. Wie bereits erläutert, ist das Zwangsarbeitsverbot auch ein völkerrechtlicher
Standard, der von einem Großteil der WTO-Mitglieder anerkannt wird.119

Zwangsarbeit zu verbieten ist also eine public moral der EU. Die ZAVO muss für dieses
Ziel aber auch designed und necessary sein.120 Ersteres liegt vor, wenn die Maßnahme einen
Bezug zum verfolgten Ziel aufweist, und nicht untauglich (not incapable) ist, das Ziel zu för-
dern.121 Das Verbot von Produkten, die in Zwangsarbeit hergestellt wurden, weist einen
eindeutigen Nexus zur Bekämpfung von Zwangsarbeit auf und, da der europäische Binnen-
markt den weltweit größten Binnenmarkt darstellt, 23 Millionen Unternehmen tätig sind
und somit viele Produkte kursieren,122 ist das Verbot auch in der Lage, das Ziel wirksam zu
fördern.

Die Bestimmung der necessity einer Maßnahme erfolgt anhand eines weighing und
balancing verschiedener Faktoren.123 Dazu gehören der einschränkende Einfluss auf den

115 Herdegen, IWR, § 10 Rn. 67.
116 WTO, Colombia—Measures Relating to the Importation of Textiles, Apparel and Footwear, Panelbericht v.

27. November 2015, WT/DS461/R, para. 7.335 ff.; Nuzzo, EJLS 10 (2017), 267 [280].
117 ILO, The ILO and the EU, 9, erhältlich im Internet unter: <https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/

---europe/---ro-geneva/---ilo-brussels/documents/publication/wcms_195135.pdf> (zuletzt abgerufen am
28. April 2023).

118 Das Protokoll von 2014 wurde bisher von acht EU-Mitgliedstaaten (Bulgarien, Kroatien, Griechenland,
Ungarn, Italien, Rumänien, Slowakei und Slowenien) nicht unterzeichnet, siehe: ILO, Countries that
have not ratified Po29, erhältlich im Internet unter: <https://www.ilo.org/dyn/normlex/en/f?p=NORM-
LEXPUB:11310:0::NO:11310:P11310_INSTRUMENT_ID:3174672:NO> (zuletzt abgerufen am 28.
April 2023).

119 Nur vier WTO-Mitglieder haben das ILO-Übereinkommen Nr. 29 nicht ratifiziert (Afghanistan, Brunei
Darussalam, Tonga und die USA), ILO, Countries that have not ratified Convention No. 29, erhältlich
im Internet unter: <https://www.ilo.org/dyn/normlex/en/f?p=NORMLEXPUB:11310:0::NO:11310:
P11310_INSTRUMENT_ID:312174:NO> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

120 WTO, Colombia—Measures Relating to the Importation of Textiles, Apparel and Footwear, Appellate Body
Bericht v. 07. Juni 2016, WT/DS461/AB/R, para. 5.67.

121 Diese sogenannte “threshold examination” wurde entwickelt von: WTO, Colombia—Measures Relating to
the Importation of Textiles, Apparel and Footwear, Appellate Body Bericht v. 07. Juni 2016, WT/DS461/
AB/R, para. 5.68.

122 Europäischer Rat, Der EU-Binnenmarkt, erhältlich im Internet unter: <https://www.consilium.eur-
opa.eu/de/policies/deeper-single-market/> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

123 WTO, Brazil—Measures Affecting Imports of Retreaded Tyres, Panelbericht v. 12. Juni 2007, WT/DS332/
AB/R, para. 7.104; WTO, Korea—Measures Affecting Imports of Fresh, Chilled and Frozen Beef, Appellate
Body Bericht v. 11. Dezember 2000, WT/DS161/AB/R, WT/DS169/AB/R, para. 164; WTO, European
Communities—Measures Affecting Asbestos and Products Containing Asbestos, Appellate Body Bericht v.
12. März 2001, WT/DS135/AB/R, para. 172; WTO, United States—Measures Affecting the Cross-Border
Supply of Gambling and Betting Services, Appellate Body Bericht v. 07. April 2005, WT/DS285/AB/R,
para. 307.
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Handel, das Vorliegen einer “less trade restrictive measure”,124 die Bedeutung der erstrebten
Interessen und der Beitrag der Maßnahme zu diesem Interesse.125

Das Ausfuhrverbot schränkt den internationalen Handel in gewissem Maße ein. Zwar
befinden sich in der EU wenig Menschen in Zwangsarbeit, aber wenn Zwangsarbeiter im
Prozess beteiligt waren, dann ist dem Produkt die Ausfuhr ohne Ausnahme verboten.

Daneben nimmt die Bekämpfung von Zwangsarbeit einen hohen Stellenwert ein und
die ZAVO trägt wirksam dazu bei.

Eine weniger handelsbeschränkende Maßnahme wäre ein Labelverfahren, das Label an
die Wirtschaftsakteure vergibt, die keine Zwangsarbeit in ihrer Lieferkette aufweisen. Dieses
System wäre aber deutlich weniger effektiv, insbesondere da das Ziel der ZAVO die Beseiti-
gung von Zwangsarbeit ist.126 Ein Labelsystem ist nicht in der Lage diese Interessen und
Werte zu schützen, sondern hilft nur bewusstere Kaufentscheidungen zu treffen. Mangels
einer weniger beschränkenden, gleichsam wirksamen Maßnahme ist die ZAVO necessary.

Demzufolge sind die Voraussetzungen für eine public morals-Ausnahme gegeben. Da bis
heute keine public morals-Ausnahme gewährt wurde und die Ausnahme sehr restriktiv aus-
gelegt wird,127 sollte eine Rechtfertigung vorsichtshalber nicht nur auf diesen einen Pfeiler
gestellt werden.

c) Human life or health-Ausnahme

Ein weiterer Pfeiler kann Art. XX lit. b) GATT sein. Danach ist eine Maßnahme ausnahms-
weise mit dem WTO-Recht vereinbar, wenn sie dem Schutz des Lebens und der Gesund-
heit von Menschen, Tieren und Pflanzen dient. Zwangsarbeit ist für das Leben und die
Gesundheit der Zwangsarbeiter gefährlich. Als Gründe dafür werden nährstoffarme Ernäh-
rung, psychische Probleme aufgrund ihrer Unterdrückung und wenig bis gar kein Kontakt

124 WTO, European Communities?Measures Prohibiting the Importation and Marketing of Seal Products, Appel-
late Body Bericht v. 22. Mai 2014, WT/DS400/AB/R, WT/DS401/AB/R, para. 5.169, 5.214; WTO,
Colombia—Measures Relating to the Importation of Textiles, Apparel and Footwear, Appellate Body Bericht
v. 07. Juni 2016, WT/DS461/AB/R, para. 5.74.

125 WTO, Brazil—Measures Affecting Imports of Retreaded Tyres, Panelbericht v. 12. Juni 2007, WT/DS332/
AB/R, para. 7.104; WTO, Korea—Measures Affecting Imports of Fresh, Chilled and Frozen Beef, Appellate
Body Bericht v. 11. Dezember 2000, WT/DS161/AB/R, WT/DS169/AB/R, para. 164; WTO, European
Communities—Measures Affecting Asbestos and Products Containing Asbestos, Appellate Body Bericht v.
12. März 2001, WT/DS135/AB/R, para. 172; WTO, United States—Measures Affecting the Cross-Border
Supply of Gambling and Betting Services, Appellate Body Bericht v. 07. April 2005, WT/DS285/AB/R,
para. 307.

126 Erwägungsgründe (3) und (5) der ZAVO.
127 Siehe WTO, United States—Measures Affecting the Cross-Border Supply of Gambling and Betting Services,

Appellate Body Bericht v. 07. April 2005, WT/DS285/AB/R (zu Art. XIV lit. a) GATS); WTO, China—
Measures Affecting Trading Rights and Distribution Services for Certain Publications and Audiovisual Enter-
tainment Products, Appellate Body Bericht v. 12. August 2009, WT/DS363/AB/R; WTO, European Com-
munities—Measures Prohibiting the Importation and Marketing of Seal Products, Appellate Body Bericht v.
22. Mai 2014, WT/DS400/AB/R, WT/DS401/AB/R; WTO, Colombia—Measures Relating to the Impor-
tation of Textiles, Apparel and Footwear, Appellate Body Bericht v. 07. Juni 2016, WT/DS461/AB/R;
WTO, Indonesia—Importation of Horticultural Products, Animals and Animal Products, Appellate Body
Bericht v. 09. November 2017, WT/DS477/AB/R, WT/DS478/AB/R; WTO, Brazil—Certain Measures
Concerning Taxation and Charges, Appellate Body Bericht v. 13. Dezember 2018, WT/DS472/AB/R,
WT/DS497/AB/R; WTO, United States—Tariff Measures on Certain Goods from China, Panelbericht v.
15. September 2020, WT/DS543/R.
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zu Gesundheitspersonal angeführt.128 Die Beseitigung dieser Gefahren ist auf Unionsgebiet
überzeugend, doch wird schwierig, sobald es über die Unionsgrenzen hinausreicht. Da von
den circa 27,6 Millionen Zwangsarbeitern nur ein kleiner Teil in der EU tätig ist, ist die
Extraterritorialität der Maßnahme problematisch.

Dem Panel in US—Tuna I zufolge bezieht sich der Schutz von Art. XX lit. b) GATT
nur auf die Menschen im eigenen Hoheitsgebiet.129 Im Panelbericht US—Tuna II wurde
diese Auffassung revidiert und stattdessen davon ausgegangen, dass der Wortlaut von
Art. XX GATT keine Einschränkung hinsichtlich des Ortes enthält, sodass extraterritoriale
Bedürfnisse auch von Art. XX GATT umfasst sein könnten.130 Die GATT- und ITO-
Charta Verhandlungsgeschichte weise nicht darauf hin, dass es zwischen den Staaten streitig
war, wo sich das Schutzgut von Art. XX lit. b) GATT zu befinden hat.131 Beide Berichte
wurden bisher nicht angenommen, was zu Zeiten des GATT aktiv durch die Konfliktpar-
teien verfolgt werden musste, da es damals keine automatische Annahme nach Art. 16
Nr. 4 DSU gab.132 Daher entfalten diese Panelberichte keine rechtliche Wirkung. Dennoch
können sie in einem Fall mit derselben Rechtsfrage eine wertvolle Orientierungshilfe dar-
stellen.133 Vorliegend besteht die Frage, ob das Zwangsarbeitsverbot extraterritorial durch-
gesetzt werden kann.

Dafür spricht, dass die Parallelvorschrift Art. XX lit. g) GATT Extraterritorialität zum
Schutz erschöpflicher Naturschätze erlaubt.134 Da Art. XX lit. f ) von national treasures
spricht, argumentiert Diem, dass in Abgrenzung dazu alle Unterabsätze, die diesen Termi-
nus nicht enthalten sich nicht nur auf nationale Gegebenheiten beziehen.135

Durch Art. XX lit. e) GATT besteht im GATT auch ein Bezug zu Arbeitsthemen. Das
spricht sowohl dafür, dass die Mitglieder Arbeitsmaßnahmen nur im Fall von prison labour
rechtfertigen wollten,136 aber auch dafür, dass die Vertragsstaaten sich der Relevanz von
Arbeitsmaßnahmen für eine Rechtfertigung bewusst waren.137

Diller und Levy argumentieren, dass das Verbot von Zwangsarbeit den Schutz des
Lebens und der Gesundheit der gezwungenen Arbeitnehmer vor Augen hat. Daher umfasse
Art. XX lit. b) GATT zumindest den Schutz von Kernarbeitsrechten wie dem Schutz vor
Zwangsarbeit.138 Dagegen spricht, dass die Diskussion um Arbeitsstandards bis heute kei-

128 Burcu/Borges, 11, 16; Ronda-Pérez/Moen, PLOS Med. 14 (2017), erhältlich im Internet unter: <https://
journals.plos.org/plosmedicine/article?id=10.1371/journal.pmed.1002440> (zuletzt abgerufen am 28.
April 2023).

129 GATT-Panel, US—Restrictions on Imports of Tuna I, GATT-Panelbericht v. 03. September 1991, DS21/
R-39S/155, para. 5.25 ff.

130 GATT-Panel, US—Restrictions on Imports of Tuna II, GATT-Panelbericht v. 16. Juni 1994, DS29/R, para.
5.16.

131 ibid., para. 5.33.
132 Art. 16 Nr. 4 DSU wurde erst mit der WTO eingeführt, siehe Uruguay Runde, Final Act v. 15. April

1994, Annex 2, 353 ff., erhältlich im Internet unter: <https://www.wto.org/gatt_docs/english/sulpdf/
92160001.pdf> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

133 WTO, Japan—Taxes on Alcoholic Beverages, Panelbericht v. 11. Juli 1996, WT/DS8/R, WT/DS10/R,
WT/DS11/R, para. 6.10; WTO, Japan—Taxes on Alcoholic Beverages, Appellate Body Bericht v. 04. Okto-
ber 1996, WT/DS8/R, WT/DS10/R, WT/DS11/R, 14 f.

134 WTO, US—Import Prohibition on Certain Shrimp and Shrimp Products, Appellate Body Bericht v. 12.
Oktober 1998, WT/DS58/AB/R, para. 131; Herdegen, IWR, § 10 Rn. 72, 79.

135 Diem, 115.
136 Howse, J. Small & Emerging Bus. L. 3 (1999), 131 [142].
137 Burianski, 133; Reuß, 98.
138 Diller/Levy, AJIL Vol. 91 (1997), 663 [682 f., 695].
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nen Konsensus der Mitglieder gefunden hat.139 Die Interessenlage von Industrie- und Ent-
wicklungsländern fällt in diesem Aspekt sehr weit auseinander.140

Trotzdem sprechen viele gute Gründe für die Zulässigkeit der Extraterritorialität der
Maßnahme. Ein Panel könnte dieser Argumentation folgen.

In Bezug auf die necessity kann auf die bereits vorgestellte, nicht gleichermaßen wirk-
same Alternative verwiesen werden.141 Die ZAVO ist das am wenigsten handelsbeschrän-
kende, zur Verfügung stehende Instrument. Somit sind die Voraussetzungen für Art. XX lit.
b) GATT gegeben.

2. Chapeau

Ob eine Maßnahme mit dem Chapeau von Art. XX GATT vereinbar ist, wird in zwei
Schritten geprüft. Zum einen darf die Maßnahme nicht so angewendet werden, dass sie eine
willkürliche und ungerechtfertigte Diskriminierung zwischen Ländern, in denen die glei-
chen Verhältnisse bestehen, hervorruft.142 Zum anderen darf sie nicht zu einer verschlei-
erten Beschränkung des internationalen Handels führen.143

Die ZAVO bezieht sich weder auf spezifische Länder oder Regionen noch auf
bestimmte Unternehmen oder Industriezweige. Daher ist sie nichtdiskriminierend ausge-
staltet.

Damit keine ungerechtfertigte Diskriminierung vorliegt, müssen WTO-Mitglieder
multilaterale Lösungswege versucht haben, bevor sie auf unilaterale Maßnahmen zurück-
greifen.144 In der Rechtsprechung wurde dies z. B. bei multilateralen Abkommen aner-
kannt.145 Die Diskussion um Arbeitsstandards kursiert unter den WTO-Mitgliedern schon
seit ihrem Vorgänger der ITO. Damals wurde in Art. 7 ITO-Charta eine Norm zu Fair
Labour Standards aufgenommen.146 Da die Gründung der ITO scheiterte, trat diese Vor-
schrift der ITO-Charta nie in Kraft.147 Bis heute wurde, außer mit der Erklärung, dass die

139 Blüthner, 29 f.; Charnovitz, World Economy 15 (1991), 335 [349]; McCrudden/Davies, J. Int. Econ. Law
3 (2000), 43 [46]; Weiss in: Macrory/Appleton/Plummer (Hrsg.), WTO, 582.

140 OECD, Trade, Employment and Labour Standards, 16 f., erhältlich im Internet unter: <https://
www.oecd-ilibrary.org/docserver/9789264104884-
en.pdf?expires=1679672696&id=id&accname=oid015842&checksum=FFEDF3772469D720BAF4B4
7456A09D64> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023); Breining-Kaufmann, 88; Pearson in: Macrory/App-
leton/Plummer (Hrsg.), WTO, 174.

141 Zur weniger handelsbeschränkenden Maßnahme siehe oben unter: E., III., 1., b).
142 Im Original: „a means of arbitrary or unjustifiable discrimination between countries where the same con-

ditions prevail“, siehe Art. XX GATT.
143 Im Original: „disguised restriction on international trade“, siehe Art. XX GATT.
144 WTO, United States—Import Prohibition of Certain Shrimp and Shrimp Products, Appellate Body Bericht

v. 12. Oktober 1998, WT/DS58/AB/R, para. 166 ff., Appellate Body Bericht Art. 21.5 DSU v. 22. Okto-
ber 2001, WT/DS58/AB/RW, para. 115 ff.; Van den Bossche/Zdouc, 598 f.

145 WTO, United States—Import Prohibition of Certain Shrimp and Shrimp Products, Appellate Body Bericht
v. 12. Oktober 1998, WT/DS58/AB/R, para. 16.

146 Art. 7 ITO-Charta (in Auszügen) aus Hummer/Weiss, Vom GATT ’47 zur WTO ’94, 20: „Die Mitglied-
staaten erkennen an, dass das Vorhandensein von ungerechten Arbeitsbedingungen, besonders auf den für
den Export arbeitenden Produktionssektoren, zu Schwierigkeiten im Außenhandel führt. Infolgedessen
wird jeder Mitgliedsstaat alle geeigneten und praktisch durchführbaren Maßnahmen treffen, um derartige
ungerechte Bedingungen auf seinem Gebiet zu beseitigen.“ und „In allen Fragen über Arbeitsnormen wird
die Organisation […] die Internationale Arbeitsorganisation zu Rate ziehen und mit ihr zusammenarbei-
ten.“

147 Blüthner, 28; Chatton, 7 f.; Matsushita/Schoenbaum/Mavroidis, 2.
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ILO der „competent body“ sei, kein Konsensus der Mitglieder in Bezug auf Arbeitsmaß-
nahmen gefunden.148 Demzufolge hat der multilaterale Weg nicht funktioniert.

Sinn des Chapeaus ist es, dass die Ausnahmen von Art. XX GATT nicht für eigene Zwe-
cke ausgenutzt werden.149 Es ist nicht erkennbar, dass die ZAVO ein anderes, handelsbe-
schränkendes Ziel als die Beseitigung von Zwangsarbeit verfolgt, welches unter dem Deck-
mantel der ZAVO verschleiert werden könnte.

Folglich ist die ZAVO mit dem Chapeau vereinbar und daher durch Art. XX GATT
gerechtfertigt.

IV. Zwischenfazit

Die vorgeschlagene Verordnung ist mit WTO-Recht vereinbar und könnte durch die
Anknüpfung an Arbeitsstandards erneut eine Diskussion anregen, diese doch im WTO-Sys-
tem zu regeln. Aufgrund der momentanen „Pattsituation“150 in der WTO wegen der nicht
verhandlungsbereiten USA und des daher nicht funktionsfähigen AB ist die Aussicht darauf
allerdings unklar.

Für die EU ist das jedoch kein Grund sich zurückzulehnen. Durch Ratifizierung der
Mehrparteien-Schiedsvereinbarung,151 einem plurilateralen Abkommen für ein Berufungs-
gremium, kann sie sich nicht in die Sicherheit der fehlenden Durchsetzbarkeit angefoch-
tener Panelberichte retten.

F. Kritik und Verbesserungsvorschläge

Die ZAVO wird für ihre Reichweite und den Fortschritt gelobt, doch gibt es einige Punkte,
die eine Überarbeitung benötigen.

I. Produkte im Fokus

Das Deutsche Institut für Menschenrechte kritisiert das Versäumnis der ZAVO den Betrof-
fenen in den Fokus zu nehmen.152 Gelöst werden könnte dies durch eine Wiedergutma-

148 Singapore Ministerial Declaration vom 18. Dezember 1996, WT/MIN(96)/DEC, Rn. 4, erhältlich im
Internet unter: <https://www.wto.org/english/thewto_e/minist_e/min96_e/wtodec_e.htm> (zuletzt
abgerufen am 28. April 2023); Doha Ministerial Declaration vom 20. November 2001, WT/MIN(01)/
DEC/1, Rn. 8, erhältlich im Internet unter: <https://www.wto.org/english/res_e/booksp_e/ddec_e.pdf>
(zuletzt abgerufen am 28. April 2023); Charnovitz, World Economy 15 (1991), 335 [349].

149 WTO, United States?Standards for Reformulated and Conventional Gasoline, Appellate Body Bericht v.
29. April 1996, WT/DS2/AB/R, 22.

150 Europäisches Parlament, Die Europäische Union und die Welthandelsorganisation, erhältlich im Internet
unter: <https://www.europarl.europa.eu/factsheets/de/sheet/161/die-europaische-union-und-die-weltha
ndelsorganisation> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

151 Multi-Party Interim Appeal Arbitration Arrangement i. S. v. Art. 25 DSU v. 30. April 2020, JOB/DSB/
1/Add.12, erhältlich im Internet unter: <https://docs.wto.org/dol2fe/Pages/FE_Search/FE_S_S009-
DP.aspx?language=E& CatalogueIdList=263504> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

152 DIMR, Verbot von in Zwangsarbeit hergestellten Produkten auf dem Unionsmarkt – zum Vorschlag der
Europäischen Kommission für eine Verordnung, 3.
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chungsvorschrift, die sich an mitgliedstaatlicher Gesetzgebung orientiert.153 Die Wieder-
gutmachung könnte danach entweder als Kriterium für den Widerruf der Entscheidung
gem. Art. 6 Abs. 6 ZAVO dienen154 oder als Schadensersatzvorschrift ausgestaltet sein,
wobei allerdings die internationale Umsetzung schwierig werden könnte. Ein Rückgriff auf
die in Art. 18 CSDDD vorgesehene Wiedergutmachung empfiehlt sich aufgrund der beab-
sichtigten Auslagerung der ZAVO sowie des unterschiedlichen Anwendungsbereichs der
beiden Regelungen nicht.

Mit Aufnahme einer Wiedergutmachung würde die ZAVO auch in Einklang mit Art. 4
Nr. 1 des Protokolls von 2014 und Nr. 1 lit. a) und Nr. 12 der Empfehlung 203 ausgestaltet
sein. Eine Wiedergutmachungsvorschrift sollte daher ergänzt werden.

II. Fehlender Kinderarbeitsbezug

Ein weiterer Kritikpunkt ist der fehlende Bezug zu Kinderarbeit.155 Von der Definition
gem. Art. 2 lit. a) ZAVO ist nur Kinderzwangsarbeit, nicht Kinderarbeit umfasst. Dabei
stellt Kinderarbeit mit 160 Millionen Betroffenen156 ein viel größeres Problem dar als die
etwa 27,6 Millionen Zwangsarbeiter einschließlich 3,3 Millionen Kinderzwangsarbeiter.157

Die Kommission hat sich nicht nur wegen SDG 8.7 dazu verpflichtet, Kinderarbeit bis
2025 abzuschaffen, sondern verfolgt auch durch die EU-Kinderrechtsstrategie eine Null-
Toleranz-Politik gegenüber Kinderarbeit und verpflichtet sich sicherzustellen, dass es in den
Lieferketten von EU-Unternehmen keine Kinderarbeit gibt.158 Dieses Ziel kann nur ein-
heitlich mit einer Verordnung erreicht werden, sodass die CSDDD als Richtlinie nicht aus-
reicht. Deswegen wird vorgeschlagen, die ZAVO insofern zu ergänzen, dass nicht nur
Zwangsarbeit, sondern auch Kinderarbeit umfasst wird.159 Dabei könnte sich die EU in
Bezug auf die Definition von Kinderarbeit und der umfassten Bereiche an mitgliedstaat-
lichen Regelungen, wie dem niederländischen Wet Zorgplicht Kinderarbeid,160 orientieren.

III. Zwangsarbeitsdefinition

Die Definition von Zwangsarbeit beruht auf den ILO-Übereinkommen Nr. 29 und
Nr. 105. Dabei fehlt die Aufnahme der elf ILO-Indikatoren für Zwangsarbeit, die das Euro-

153 Art. 2 Loi de vigilance (Frankreich), der eine Wiedergutmachung in Form einer zivilrechtlichen Haftung
auf Schadensersatz vorschreibt; § 24 Abs. 4 Nr. 7 LkSG (Deutschland), wobei die Wiedergutmachung ein
Abwägungskriterium für die Bemessung der Geldbuße darstellt.

154 DIMR, Verbot von in Zwangsarbeit hergestellten Produkten auf dem Unionsmarkt – zum Vorschlag der
Europäischen Kommission für eine Verordnung, 3 f.

155 Bundesrat, Drs. 487/22 (Beschluss), Nr. 13 f.
156 ILO, World Employment and Social Outlook, 21, erhältlich im Internet unter: <https://doi.org/10.

54394/SNCP1637> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).
157 ILO/Walk Free/IOM, 2, erhältlich im Internet unter: <https://researchrepository.ilo.org/esploro/out-

puts/report/995219569902676> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).
158 Europäische Kommission, Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Euro-

päischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen Empty, COM(2021)142,
EU-Kinderrechtsstrategie v. 24. März 2021, 23 f.

159 Bundesrat, Drs. 487/22 (Beschluss), Nr. 13.
160 Staatsblad van het Koninkrijk der Nederlanden, Wet Zorgplicht Kinderarbeid v. 13. November 2019,

erhältlich im Internet unter: <https://zoek.officielebekendmakingen.nl/stb-2019-401.html> (zuletzt
abgerufen am 28. April 2023).



33

päische Parlament161 und die Interessenträger162 gefordert hatten. Ferner begünstigen die
mit aufgenommenen Ausnahmen eine Umgehung.

Wie bereits erwähnt, ist die CSDDD-Definition von Zwangsarbeit detaillierter als die
der ZAVO.163 Aus den Dokumenten der Kommission wird ein Grund für das Auseinander-
fallen der Definitionen nicht ersichtlich. Die Definitionen sollten daher vereinheitlicht wer-
den.

IV. Fehlende Folgenabschätzung

Die Kommission führt in ihrer Begründung zur ZAVO aus, dass dringendes Handeln erfor-
derlich ist und daher eine Folgenabschätzung unterbleiben kann.164 Unterstützt wird sie
dabei von zivilgesellschaftlichen Organisationen und einigen Interessenvertretern.165 Zwar
trifft es zu, dass Folgenabschätzungen aufgrund ihrer Zeitintensität der Dringlichkeit von
Maßnahmen entgegenlaufen, doch stellt sich die Frage, wieso Tätigwerden gerade jetzt so
dringlich ist. Wie aus der Geschichte deutlich wurde, kursiert das Thema Zwangsarbeit
schon seit über zehn Jahren in der EU – ohne nennenswerte Reaktion der EU. Dass gerade
jetzt ein Tätigwerden besonders dringlich sein soll, wird nicht ausreichend begründet.

Die unterbliebene Folgenabschätzung wurde auch von einem Großteil der Interessen-
vertreter kritisiert.166 Ein solch umfassender Rechtsakt brauche eine detaillierte Analyse,
insbesondere im Hinblick auf zukünftige Auswirkungen.167

Die Kommission führt aus, dass auf Erkenntnisse aus Folgenabschätzungen anderer Ini-
tiativen, wie der CSDDD und der Initiative für nachhaltige Produkte, zurückgegriffen wer-
den könne.168 Ferner ergebe sich aus dem Staff Working Document eine weitreichende Ana-
lyse.169 In dem Dokument wird aber nicht deutlich wie viele Zwangsarbeitsfälle durch die
ZAVO wirklich verhindert werden können, ob die ZAVO in der Lage ist Zwangsarbeit in
Drittländern zu beseitigen und wo die Schwächen der ZAVO liegen.

Auch wenn die Zahl der Zwangsarbeiter in den letzten Jahren stetig gestiegen ist,170

kann Zwangsarbeit nur wirksam bekämpft werden, wenn eine robuste, effektive und durch-

161 Europäisches Parlament, Entschließung v. 09. Juni 2022 zu einem neuen Instrument zum Verbot von Pro-
dukten, die in Zwangsarbeit hergestellt wurden, Rn. O 2, erhältlich im Internet unter: <https://
www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2022-0245_DE.html> (zuletzt abgerufen am 28. April
2023).

162 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates
über ein Verbot von in Zwangsarbeit hergestellten Produkten auf dem Unionsmarkt, 7 f.

163 Zur Zwangsarbeitsdefinition der CSDDD siehe oben unter D., V., 2., a).
164 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates

über ein Verbot von in Zwangsarbeit hergestellten Produkten auf dem Unionsmarkt, 9.
165 Europäische Kommission, Commission Staff Working Document, Prohibiting products made with

forced labour on the Union market v. 16. Dezember 2022, SWD(2022) 439 final, 28, erhältlich im Inter-
net unter: <https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=CELEX:52022SC0439>
(zuletzt abgerufen am 28. April 2023).

166 ibid., 26, 28.
167 ibid., 28.
168 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates

über ein Verbot von in Zwangsarbeit hergestellten Produkten auf dem Unionsmarkt, 9.
169 Altmayer, European Parliament Briefing, 4.
170 EWSA, Stellungnahme – Verbot von in Zwangsarbeit hergestellten Produkten, REX/565, Rn. 2.5; ILO,

Global call to action, 6, erhältlich im Internet unter: <https://www.ilo.org/digitalguides/en-gb/story/glo-
balcall#better-normal> (zuletzt abgerufen am 28. April 2023).
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setzungsfähige Regelung in Kraft ist. Ohne eine Folgenabschätzung ist der Erfolg der
ZAVO unklar. Wenn das zugrundeliegende Ziel tatsächlich die wirksame Bekämpfung von
Zwangsarbeit auf der ganzen Welt sein soll, dann sollte nicht überstürzt gehandelt, sondern
dafür gesorgt werden, dass die Regelung in der Lage ist dieses Ziel zu erreichen. Eine Fol-
genabschätzung ist also dringend nachzuholen.

V. Zwischenfazit

Die ZAVO bleibt somit zum Teil hinter den Erwartungen zurück. Es gilt ihre Schwächen
im weiteren Verlauf auszubessern und so letztendlich eine effektive Regelung zur Bekämp-
fung von Zwangsarbeit zu schaffen.

G. Fazit

Durch die Einführung eines Verbots von in Zwangsarbeit hergestellten Produkten auf dem
Unionsmarkt sendet die EU ein starkes Signal nach außen, das eine einheitliche Vorgehens-
weise mit Zwangsarbeit präsentiert. Auch wenn Zwangsarbeit durch die ZAVO nicht elimi-
niert werden kann, stellt die ZAVO einen wichtigen Schritt in Richtung dieses Ziels dar.
Mit ihrer Regelung kann die EU ein Vorbild für Staaten und internationale Organisationen
sein, gegen Zwangsarbeit vorzugehen, ohne sich in Widerspruch zu internationalen Ver-
pflichtungen, wie dem WTO-Recht, zu setzen. Die ZAVO kann nicht nur in den EU-Mit-
gliedstaaten, sondern auf dem ganzen Weltmarkt Änderungen bewirken. Dazu muss sie
aber auch effektiv und durchsetzungsfähig sein. Um das ganze Potential der ZAVO aus-
schöpfen zu können, sollten im weiteren Verlauf Überarbeitungen vorgenommen werden,
die ihre Effektivität verbessern und den Betroffenen ins Zentrum rücken.

Ungeachtet dessen verdient die ZAVO als neue und wichtige Maßnahme Anerkennung.
Sofern ihre Schwächen ausgebessert werden, wird eine effektive Regelung zur Bekämpfung
von Zwangsarbeit bestehen. Mit Spannung ist zu erwarten, wie die finale Version der Ver-
ordnung ausgestaltet sein wird.
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